Exportförderung innovativer Umwelttechnologien durch den Transfer von




Forschungszentrum für Umweltpolitik 
Freie Universität Berlin 
Fachbereich Politik- und Sozialwissenschaften 
Otto-Suhr-Institut für Politikwissenschaft 
Forschungszentrum für Umweltpolitik 


















Exportförderung innovativer  
Umwelttechnologien durch den 










Freie Universität Berlin 










Exportförderung innovativer Umwelttechnologien  
durch den Transfer von Umweltpolitik 
 
 
Dieser Bericht ist im Rahmen des durch das Umweltbundesamt und Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit geförderte Forschungsvorhaben „Ansatzpunkte 
zur Förderung innovativer Umwelt- und Effizienztechnologien - Teilvorhaben 1: Exportför-




Dr. Klaus Jacob, klaus.jacob@fu-berlin.de 
Holger Bär, holger.baer@fu-berlin.de  
 
 
In der Schriftenreihe FFU-Report werden seit 1993 Forschungsergebnisse des FFU veröffent-
licht. Dazu gehören Studien und Diskussionspapiere aus dem Bereich der akademischen 
Grundlagenforschung und der Politikberatung. Ergebnisse der Forschung am FFU sollen so 
frühzeitig einer interessierten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Die FFU-Reports 
durchlaufen einen internen fachlichen Review-Prozess, sofern dies nicht bereits durch Auf-
traggeber oder andere Projektpartner erfolgt ist. Die vertretenen Positionen liegen in der 




Eine anspruchsvolle Umweltpolitik stimuliert die heimische Nachfrage nach umweltfreund-
lichen Technologien und stärkt die Umweltindustrie. Die Bedeutung von Umweltpolitik als 
Technologietreiber und die damit verbundenen Wettbewerbsvorteile wurden in vielen Fall-
studien herausgearbeitet und ist mittlerweile auch unter politischen und wirtschaftlichen 
Akteuren anerkannt (z. B. Jänicke 2008 mit weiteren Nachweisen). Deutschland und Euro-
pa haben hier in vielen umweltpolitischen Handlungsfeldern eine gute Ausgangsposition, so 
z.B. in der Klimapolitik, der Förderung erneuerbarer Energien, bei der Luftreinhaltung oder 
der Abfallpolitik oder auch bei Standards für Automobile, Chemikalien oder für Energieef-
fizienz. Das Papier diskutiert die Frage, inwieweit die gezielte Unterstützung der Ausbrei-
tung von ambitionierten Umweltpolitiken und Standards ein geeignetes Instrument dar-
stellt, die internationale Nachfrage nach Umwelttechnologien zu erhöhen. Dazu wird die 
wissenschaftliche Literatur zum Thema analysiert und internationale Fallbeispiele aus der 
Praxis untersucht. Ein Überblick über deutsche Akteure und Aktivitäten im Bereich der in-
ternationalen Zusammenarbeit in der Umweltpolitik zeigt bisherige Schwerpunkte und 
mögliche Ansatzpunkte zur Weiterentwicklung von Aktivitäten. Abschließend wird ein Kon-
zept von Umweltaußenpolitik skizziert, welches einen Rahmen darstellt für die verschiede-
nen umweltbezogenen Aktivitäten der Bundesregierung in der internationalen Zusammen-
arbeit.  
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Eine anspruchsvolle Umweltpolitik stimuliert die heimische Nachfrage nach umweltfreund-
lichen Technologien und stärkt die Umweltindustrie. Die Bedeutung von Umweltpolitik als 
Technologietreiber und die damit verbundenen Wettbewerbsvorteile wurden in vielen Fall-
studien herausgearbeitet und ist mittlerweile auch unter politischen und wirtschaftlichen 
Akteuren anerkannt (z. B. Jänicke 2008 mit weiteren Nachweisen). Wenn die technische, 
ökonomische und politische Machbarkeit von innovativen Umwelttechnologien demonstriert 
wurde, gibt es häufig Nachahmung in anderen Ländern. Die Standards der Vorreiterländer 
breiten sich aus und damit wächst die Nachfrage nach den damit verbundenen Technolo-
gien. In der Vergangenheit ließ sich aber auch immer wieder ein Wettbewerb um Standards 
und Technologien beobachten.  
Deutschland und Europa haben hier in vielen umweltpolitischen Handlungsfeldern eine aus-
gezeichnete Ausgangsposition. In der Klimapolitik, der Förderung erneuerbarer Energien, 
bei der Luftreinhaltung oder der Abfallpolitik wird Deutschland als ein Vorreiter wahrge-
nommen. Die europäischen Standards für Automobile, Chemikalien oder für Energieeffizi-
enz finden weltweit Beachtung und Nachahmung. Dies begünstigt nicht zuletzt den inter-
nationalen Handel.  
Wie kann dieser Prozess der Ausbreitung umweltpolitischer Standards aktiv unterstützt 
werden? Was wird bisher dazu getan und wie gehen andere Länder dabei vor? Diese Teil-
studie untersucht die Frage, wie ein gezielter Transfer von Umweltpolitiken in andere Län-
der stattfinden kann. Damit ist die Erwartung verbunden, dass dies auch die Exportchancen 
für die hiesigen Umweltindustrien weiter verbessert werden.  
Dazu analysiert die Studie zunächst den Stand der politikwissenschaftlichen Forschung zum 
Transfer von Politiken und Regulierungen (Kapitel 2). Darauf aufbauend werden zwei un-
terschiedliche internationale Fallbeispiele für Politiktransfer von Umweltpolitiken vorge-
stellt, um unterschiedliche Ansätze zu diskutieren (Kapitel 3). Hierzu wurden vor allem 
Primärdokumente der beteiligten Akteure analysiert.1 Kapitel 4 gibt eine Übersicht zu Akti-
vitäten der Bundesregierung, bei denen bereits heute Umweltpolitiken transferiert wer-
den, sowie den beteiligten Akteuren und deren Motive. Die Erkenntnisse des Kapitels basie-
ren auf Interviews mit Experten aus den verschiedenen, relevanten Institutionen der Bun-
desregierung und weiteren Stakeholdern.2 Im abschließenden Kapitel wird gezeigt, wie der 
Transfer von Umweltpolitiken im Rahmen einer Umweltaußenpolitik organisiert werden 
könnte (Kapitel 5).  
                                            
 
1 Besonderer Dank gilt in diesem Zusammenhang Dr. Jürgen Ritter und dem Team der EU-China Policy Dialogues 
Research Facility, welche das Projekt durch die Bereitstellung von Primärdokumenten Der Veranstaltungen 
unterstützten.  
2 Eine Liste der Gesprächspartner befindet sich im Anhang dieser Studie. 
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2 Stand der Forschung 
Innovative Technologien, die schonender mit Ressourcen umgehen und weniger Emissionen 
oder Abfälle generieren, sind ein Schlüssel zur Bewältigung der Umweltkrisen. Nicht nur 
die Erfindung und die Markteinführung, sondern die möglichst globale Diffusion von Um-
welttechnologien ist notwendig, um die Potentiale umweltfreundlicher Technologien aus-
zuschöpfen. Die Analyse der Entstehungsbedingungen von Umweltinnovationen zeigt, dass 
sie von politischer Förderung und Regulierung abhängen. Länder, die hier Vorreiter sind 
und anspruchsvoller als andere regulieren, verfügen auch über innovativere Industrien. 
Wenn die internationale Ausbreitung von Umweltinnovationen von der Ausbreitung von 
umweltpolitischen Standards abhängt, dann sollte der aktive Politiktransfer als ein um-
weltpolitisches Instrument genutzt werden.  
Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden der Stand der Forschung zu folgenden beiden 
Fragestellungen knapp zusammengefasst.  
1. Regulierung und Innovation: Inwieweit hängen Innovation und Diffusion umweltfreund-
licher Technologien von Umweltpolitik ab?  
2. Politiktransfer: Welche Faktoren beeinflussen den Transfer (umwelt-)politischer In-
strumente? 
2.1 Zur Regulierungsbedingtheit von Umweltinnovationen und der Exportförde-
rung von Umwelttechnologien 
Es kann als gesicherte Erkenntnis gelten, dass die Entstehung von Umweltinnovationen auf 
dem Zusammenwirken von zahlreichen unternehmensinternen und externen Faktoren be-
ruht, insbesondere aber den politischen Rahmenbedingungen. Eine innovationsfreundliche 
Umweltpolitik wird als Voraussetzung für technische Umweltinnovationen gesehen und da-
mit als ein wichtiger Ansatz zum Erreichen von umweltpolitischen Ziele (Jänicke & Linde-
mann 2010: 128f.). Langfristig führen eine anspruchsvolle Regulierung und die damit ver-
bundenen Innovationsprozesse zu höherer Ressourcenproduktivität und Wettbewerbsfähig-
keit (Porter & van der Linde 1995). Dabei gibt es kein einzelnes umweltpolitisches Instru-
ment, sondern es ist ein Policy-Mix vonnöten, der die unterschiedlichen Phasen der Ent-
wicklung und Ausbreitung von Umwelttechnologien unterstützt (Jänicke et al. 2003; Um-
weltfragen 2008). 
Eine innovationsfreundliche Umweltpolitik kompensiert die relativen Wettbewerbs-
nachteile und die notwendigen Lernkosten gegenüber althergebrachten Technologien. Dies 
kann sowohl über eine Förderung mit innovationspolitischen Instrumenten geschehen, als 
auch dadurch, dass umweltschädliche Technologien durch die Internalisierung von exter-
nen Effekten belastet werden.  
Mit dem Instrumentarium innovationsorientierter Umweltpolitik soll (1) die Entstehung von 
technologischen Umweltinnovationen in heimischen Märkten und (2) die Nachfrage von 
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Umwelttechnologiengefördert werden. Die Demonstration der technischen, ökonomischen 
und politischen Machbarkeit regt Nachahmung an, insbesondere dann, wenn wirtschaftliche 
Vorteile aus den neuen Technologien gezogen werden. Die nationale Innovation und deren 
internationale Verbreitung kann dabei von unterschiedlichen Ausgangspunkten ausgehen: 
Es gibt sowohl Beispiele für technologiegetriebene Diffusionen als auch für politikgetriebe-
ne Innovations- und Diffusionsprozesse (Jänicke 2000: 10f.). 
Abbildung 1 Diffusion Patterns of Environmental Innovations 
 
Quelle: Jänicke 2000: 10 
 
Diese parallele, sich wechselseitig verstärkende Ausbreitung von innovativen Umwelttech-
nologien und innovativen politischen Maßnahmen zu deren Förderung ist bisher ein Prozess, 
der weitgehend autonom verläuft. Er geht von Ländern aus, die als Vorbilder dienen und 
von anderen nachgeahmt werden. Dafür gibt es zahlreiche Beispiele: Das prominenteste 
dürfte die internationale Ausbreitung des EEG und die damit verbundene Diffusion von 
Windkraft und Solarenergie sein. Aber auch andere Umwelttechnologien, etwa der Kataly-
sator für Autos, chlorfrei gebleichtes Papier, Abgasreinigungstechnologien und viele weite-
re Beispiele folgten diesen Mechanismen (Jacob et al. 2005). Ein intentionaler Politiktrans-
fer lässt sich dagegen nur ausnahmsweise beobachten und wird offenbar bisher als politi-
sches Betätigungsfeld kaum benutzt.  
2.2 Funktionsweise und Determinanten von Politiktransfer 
Politiktransfer wird als ein Prozess verstanden „by which knowledge about policies, admin-
istrative arrangements, institutions and ideas in one political system (past or present) is 
used in the development of policies administrative arrangements, institutions and ideas in 
another political system“(Dolowitz & Marsh 2000: 5). Der Begriff des Politiktransfers be-
10 Martin Jänicke 
5 Interchange between diffusion of innovations in environmental 
policy and environmental technology 
Figure 3 Diffusion patterns of Environmental Innovation 
 
 
Environmental technologies are nearly always diffused by political mechanisms; (for more 
information regarding national domestic diffusion paths, see OECD 1999a: 51 et seq.). This can 
be attributed to the highly symbiotic fabric of interwoven interests. Suppliers of environmental 
technology seek the support of politicians - and politicians are always looking out for techno-
logical options – because precisely these are much easier to implement than any sort of structural 
intervention. 
However, the interplay between environmental policy and environmental technology in the case 
of innovation diffusion is characterized by a wide variety of possible constellations. Theoreti-
cally it is possible to distinguish between the following diffusion scenarios, depending on the 
factors leading to the political and technological innovations: 
Technology forcing (A!B!C!D): An innovation in environmental policy in one country 
forces a technological innovation which is then only diffused internationally if also the political 
innovation s diffused (e.g.: catalytic co ver r tech ology in cars). 
Technological priming (B!A!C!D): A new but already existing nvir nmental technology 
induces a political i novation wh se diffusion in tur  encourages diffusion of the technology 









Policy induced Diffusion Technology induced Diffusion
• Technology Forcing A ! B ! C ! D • Technological Initiative B ! A ! C ! D
    e.g. Car Emission Standards & Technologies     e.g. desulphurization technologies
• Political Initiative A ! B ! D ! C • Technological Dominance B ! A ! D ! C
    e.g. Cadmium substututes     e.g. CHP Technologies
• Political Dominance A ! C ! B ! D • Autonomous Diffusion B ! D
    no example yet ?     e.g. Energy efficient technologies
4 Klaus Jacob & Holger Bär 
 
zieht sich dabei auf den gezielten Austausch zwischen zwei Ländern (einem transferieren-
den Land A und einem importierenden Land B). Dieser Transfer kann bilateral zwischen 
den zwei Ländern stattfinden, oder aber via supra-/ internationale Organisationen3 erfol-
gen.  
Abbildung 2 Modell eines bilateralen Politiktransfers 
 
            
Quelle: Eigene Darstellung. 
Abbildung 3 Modell eines Politiktransfers via inter-/ supranationale Organisationen 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Staaten haben verschiedene Motive für umweltpolitisches Pionierverhalten und den Trans-
fer der damit verbundenen Politiken und Standards in andere Länder: dazu zählen, die 
Führerschaft in der Politikentwicklung zu demonstrieren, Anpassungskosten an internatio-
nale Standards zu vermeiden und Wettbewerbsvorteile aus Umweltinnovationen zu erlan-
gen (Kern et al. 1999: 4f; Jacob & Volkery 2006: 68). Politikexportierende Länder erhöhen 
ihre Exportchancen in den von der Regulierung betroffenen Umweltindustrien und können 
so „early-mover advantages“ nutzen (Porter & van der Linde 1995: 124).  
                                            
 
3 Neben klassischen internationalen Organisationen wie den Vereinten Nationen oder der OECD können auch in-
ternationale Interessenverbände, wie z. B. Greenpeace oder der WWF, zur Diffusion von Politikinnovationen 
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Auch für politikimportierende Länder gibt es Anreize für den Transfer von Umweltpoliti-
ken/-regulierungen. Aufgrund der Struktur internationaler Wertschöpfungsketten, in denen 
die Fertigung von Produkten oft in Entwicklungsländern, deren Konsum aber in Industrie-
ländern erfolgt, ergeben sich wirkungsvolle ökonomische Anreize für den Transfer von um-
weltpolitischen Standards. Die Fähigkeit eines Landes, eine Regulierung international zu 
verbreiten, korrespondiert wesentlich mit der Größe und Attraktivität des Binnenmarktes 
(Vgl. Kern et al. 1999; Drezner 2005: 843). Der ökonomische Anreiz eines Landes, umwelt-
politische Anforderungen zu übernehmen, ergibt sich aus den Vorteilen der Harmonisierung 
abzüglich der jeweiligen Anpassungskosten an den neuen Standard (Holzinger 2002; Drez-
ner 2005). Zusätzlich dazu tragen die höheren Standards, ceteris paribus, zu einer Verbes-
serung der Umweltsituation bei. 
Bisher wurde ein Politiktransfer vor allem aus den USA und der EU beobachtet. Unter-
scheiden sich deren Standards und Politiken, so entsteht ein regulativer Wettbewerb zwi-
schen den unterschiedlichen Regulierungsstandards (Drezner 2005: 842; Knill 2005). Kern, 
Jörgens und Jänicke betonen die Rolle von „regionalen Kommunikationsnetzwerken“ für 
die globale Diffusion von Politikinnovationen: Oft verbreiten sich diese in regionalen Grup-
pen von Staaten zunächst schneller. Solche regionalen Netzwerke sind wiederum mit der 
globalen Politikarena verbunden und können als Katalysator für den Transfer einer Politi-
kinnovation dienen. Das heißt, dass es für europäische Länder eine effektive Strategie sein 
kann, nationale Umweltpolitik zuerst auf die europäische Ebene zu transferieren, um sie 
zunächst dort zu etablieren und in der Folge global zu verbreiten (Kern et al. 1999: 12; 
Hey: 2004). Aber auch innerhalb Europas gibt es unterschiedliche Präferenzen und Regulie-
rungskulturen, wie dies etwa bei den Auseinandersetzungen um Abgasstandards für Pkw 
(Holzinger 1995)oder hinsichtlich von Standards für die Luftreinhaltung deutlich wird (Heri-
tier et al. 1996). 
Die Wirkungen von Politiktransfer sind schwer zu erfassen und zu bewerten. Verhaltens-
änderungen (Outcomes) oder Verbesserungen der Umweltqualität (Impacts) lassen sich 
kaum einzelnen Politikmaßnahmen und ihrem Transfer zurechnen. Dolowitz und Marsh be-
nennen drei Aspekte, die beim Transfer von Politiken zu berücksichtigen sind: 
1. ein schlecht informierter Transfer liegt vor, wenn zu wenig Wissen über die zu impor-
tierende Politik und deren Implementierung im Land B vorliegt;  
2. ein unvollständiger Transfer liegt vor, wenn wesentliche Teile der Politik nicht transfe-
riert wurden; 
3. ein unpassender Transfer liegt vor, wenn die erheblichen ökonomischen, sozialen, poli-
tisch und ideologischen Unterschiede zwischen Land A und B nicht berücksichtigt wur-
den und daher die Politik nicht die gewünschte Wirkung hat (Dolowitz & Marsh 2000: 
16). 
 
Drei wesentliche Determinanten, die für einen erfolgreichen Politiktransfer relevant sind, 
werden im Folgenden diskutiert: a) der Transfermechanismus (Ist der Transfer freiwillig 
6 Klaus Jacob & Holger Bär 
 
oder nicht? Welche Anreize hat das politikimportierende Land, die Politik zu überneh-
men?), b) die umweltpolitischen Kapazitäten des politikimportierenden Landes (Sind ge-
sellschaftliche Akteure des Landes in der Lage, Mehrheiten für einen Politikwandel durch 
einen Transfer zu organisieren, und besitzt das Land die institutionell-administrativen Vo-
raussetzungen zur Implementierung der Politik?) und c) die Eigenschaften und Inhalte der 
zu transferierenden Politik (Wie groß ist der Aufwand der Übernahme der Policy? Ist diese 
kompatibel mit bestehenden umweltpolitischen Ansätzen?). 
2.2.1 Transfermechanismen 
Staaten ahmen die Politiken von Vorreitern nicht nur freiwillig nach, Staaten können auch 
zu Politiktransfers gezwungen werden. So ist die Übernahme des umweltpolitischen Aquis 
Communautaire beim Beitritt in die Europäische Union Teil der umfassenden Beitrittsver-
handlungen. Die Formen des Politiktransfers lassen sich auf einem Kontinuum von freiwilli-
gem lesson-drawing über die semi-freiwillige Implementierung internationaler Vereinba-
rungen, bis hin zur direkten Aufzwingung der Übernahme einer Politik darstellen(Dolowitz 
& Marsh 2000). 
Abbildung 4 From Lesson-Drawing to Coercive Transfer 
 
 
Quelle: Dolowitz& Marsh 2000: 13 
 
Für eine freiwillige Übernahme gibt es viele Motive. Regierungen unterliegen dem Druck, 
ihre Entscheidungen begründen und legitimieren zu müssen. Eine Übernahme von solchen 
Politiken, die sich im regulativen Wettbewerb als erfolgreich erwiesen haben, ist eine Stra-
tegie von Regierungen, mit dieser Anforderung umzugehen. Regelmäßig orientieren sich 
daher Länder bei der Lösung eigener Umweltprobleme an den erfolgreichen Vorbildern im 
Ausland. Diese Beispiele werden auch von Protagonisten von Umweltpolitik in einem Land 
zur Begründung ihrer Forderungen aufgegriffen.  
Allerdings gibt es auch Formen freiwilligen Politiktransfers aus anderen Motiven. Die For-
schung hat verschiedene Motive für die reine Imitation von Politiken identifiziert, bei de-
nen zwar ein Regelwerk transferiert wird – allerdings nicht mit dem Ziel, dieses auch tat-
Degrees of Transfer
Policy transfer is not an all-or-nothing process. While any particular case
can involve a combination of processes and agents, there are basically four
different gradations, or degrees, of transfer: copying, which involves direct
and complete transfer; emulation, which involves transfer of the ideas
behind the policy or program; combinations, which involve mixtures of
several different policies; and inspiration, where policy in another jurisdic-
tion may inspire a policy change, but where the final outcome does not
actually draw upon the original (see also Rose 1993).
It is important to stress not only that the type of transfer will vary
between different cases of policy transfer but that the type of transfer
involved in any particular case depends upon factors such as who is
involved in the process and where within the policy-making process
transfer occurs. Thus, it is possible that, while politicians tend to look for
“quick-fix” solutions and thus rely upon copying or emulation, bureau-
crats, on the other hand, are probably more interested in mixtures. Simi-
larly, it is possible that, while emulation is crucial at the agenda-setting
stage, copying or combining several different policies or programs may
be more applicable at the policy formulation or implementation stage of
the policy-making process.
A POLICY TRANSFER CONTINUUM
To establish a simple distinction betwee voluntary nd coercive tra s-
fer is to oversimplify th process. Rather, we suggest tha it is b tter
to conceptualize transfer as lying along a continuu that runs f om
lesson-drawing to the direct imposition of a progra , policy or institu-
tional arrangement on one political system by another (see Figure 1).









but driven by perceived




From Lesson-Drawing to Coercive Transfer
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sächlich zu implementieren. Oft liegt die Motivation für solche reine Imitation im Schritt-
halten mit Moden, dem Beibehalten von Prestige oder der Zuschreibung von Professionali-
tät (vgl. Tews 2001: 5). Eine Wirkung wie im Ursprungsland der Politikinnovation ist von 
solchen Politiktransfers nicht zu erwarten.  
In der Mitte des Spektrums der Transfermechanismen stehen semi-freiwillige Formen des 
Politiktransfers, deren Übernahme sich aus internationalen Verpflichtungen – beispielswei-
se durch internationale Konventionen oder als Konditionalitäten in der Entwicklungszu-
sammenarbeit – ergeben. Ebenso in diesen mittleren Bereich fallen Formen des Poli-
tiktransfers, die als notwendig betrachtet werden, die Wettbewerbsfähigkeit einer Volks-
wirtschaft aufrecht zu erhalten. Am äußersten rechten Ende des Spektrums finden sich 
Formen der direkten Aufzwingung von bestimmten Politiken.4 
Je bedeutender der Zwang und je geringer die Vorteile für das importierende Land aus 
dem Beitrag der Politik zur Lösung eines Problems, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass die Politik unvollständig übertragen wird. Einer der wesentlichen Probleme eines er-
zwungenen Politiktransfers wird dahin gesehen, dass der Transfer als alternativlos betrach-
tet wird und nicht als Element einer Problemlösungsstrategie (Tews 2001: 8).5 Dadurch 
mangelt es der importierten Politik sowohl an Legitimation als auch am Interesse nationa-
ler Akteure, die importierte Politik effektiv zu implementieren.  
Generell lässt sich festhalten, dass freiwillige Übernahmen, die zur Lösung eines konkreten 
Problems in einem Land beitragen, eine höhere Wahrscheinlichkeit haben, erfolgreich zu 
sein. Je stärker die Wahrnehmung des Zwangs und je geringer der Problemlösungsbeitrag 
einer Politik, desto geringer die Motivation einer Regierung, eigene Ressourcen und Legiti-
mität aufzuwenden, um den Transfer zu unterstützen. Zur Unterstützung solcher Poli-
tiktransfers bietet es sich für politikexportierende Staaten an, den Transfer durch Capacity 
Building in den politikimportierenden Staaten zu unterstützen. Ebenso können nationalen 
Politiken transferiert werden, in dem sie zunächst internationalisiert werden – z. B. als Be-
standteil europäischen Umweltpolitik oder als „best practice“-Beispiel im Rahmen der 
OECD. 
                                            
 
4 Busch und Jörgens verweisen darauf, dass die Übernahme von einigen Umweltpolitiken im Rahmen des Bei-
tritts zur Europäischen Union eine Form quasi-erzwungenen Transfers darstellt. Auf internationaler Ebene 
wurden vor allem die Entwicklung von nationalen Umweltplänen und die Einführung von Umweltverträglich-
keitsprüfungen durch wirtschaftlichen Zwang (in Form von Kreditkonditionen) transferiert (Busch & Jörgens 
2007: 211f.). 
5 Dabei kommt es zwar zum scheinbaren Transfer, allerdings ohne dass dieser eine effektive Wirkung entfaltet: 
“Wenn die Übernahme der Politik zur „take-it-or-leave-it“-Option wird, muss die Steuerungsabsicht, die 
Idee hinter der Politik nicht bekannt sein. Schlimmstenfalls kann sie sogar abgelehnt werden, sie spielt kei-
ne Rolle für die Übernahme der Innovation – für den Erfolg allerdings schon.“ (Tews 2001: 8) 
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2.2.2 Umweltpolitische Kapazitäten der importierenden Länder 
Die Fähigkeit, eine transferierte Politik erfolgreich übertragen und umsetzen zu können, 
ist von den umweltpolitischen Kapazitäten des politikimportierenden Landes abhängig. 
Diese Kapazität wird von der OECD definiert als die Fähigkeit einer Gesellschaft, Umwelt-
probleme zu identifizieren und zu lösen (OECD 1994: 8; in: Jänicke 1997: 1). Zu ihnen zäh-
len nicht nur die Fähigkeit der Regierung, Regelungen durchzusetzen, sondern auch die öf-
fentliche Meinung, die Stärke von Umweltverbänden, die Umweltberichterstattung oder 
Wissenschaft werden als Faktoren umweltpolitischer Kapazitäten gesehen. Dies kann auch 
erklären, warum die gleichen Politikinstrumente in verschiedenen Ländern ganz unter-
schiedliche Ergebnisse erzielen(Kern et al. 1999: 8f.). Jänicke betont, dass die Entwicklung 
einer Politik in einem Land beeinflusst wird durch die beteiligten Akteure, deren Strate-
gien, die systemischen Rahmenbedingungen, unter denen diese handeln, und den situati-
ven Kontext einer Politikentscheidung (Jänicke 1997: 6).Bei der Übertragung einer Politik 
aus Land A nach Land B müssen diese Elemente berücksichtigt und gegebenenfalls modifi-
ziert werden, um die effektive Implementierung von transferierten Politikinhalten zu ge-
währleisten. 
2.2.3 Kompatibilität von Politikinhalten und -eigenschaften 
Neben den Kapazitäten des politikimportierenden Landes sind die Politikinhalte und Poli-
tikeigenschaften und deren Kompatibilität mit dem bestehenden politischen Rahmen-
bedingungen in dem politikimportierenden Land bedeutend (Vgl. Busch & Jörgens 2007: 
217).  
So sind Institutionen und Instrumente, die sich gut in das bestehende institutionelle Gefüge 
integrieren, anstelle es in Frage zu stellen, leichter transferierbar als solche, die massiv in 
das bestehende System eingreifen. Die Einrichtung von Umweltministerien hat dement-
sprechend eine große Verbreitung erfahren, während z. B. die Bewertung der nationalen 
Haushalte unter Umweltgesichtspunkten keine nennenswerte Ausbreitung erfahren hat.  
Ein weiterer Einflussfaktor ist die Frage, ob ein Instrument Verteilungswirkungen hervor-
ruft. Die Einführung von Umweltsteuern breitet sich demnach langsamer aus als zum Bei-
spiel Produktkennzeichen. Instrumente, die auf einer umfassenden finanziellen Förderung 
basieren sind auf reiche Länder beschränkt. Für die praktische Frage der Gestaltung von 
Politiktransfers bedeutet dies, dass eine Anpassung von Politikinhalten an die Bedingungen 
des Landes B die Wahrscheinlichkeit eines vollständigen und erfolgreichen Transfers er-
höht. 
2.2.4 Determinanten von Politiktransfer zur Exportförderung 
Aus dem Stand der Forschung ergeben sich bereits eine Reihe von Erkenntnissen für die 
Nutzung und Gestaltung von Umweltpolitiktransfers als umweltpolitischem Handlungsfeld, 
die sich wie folgt zusammenfassen lassen:  
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1. Für die Diffusion von Umwelttechnologien ist die Ausbreitung entsprechender Stan-
dards und Politiken zu deren Unterstützung ein wichtiger Erfolgsfaktor. Länder, die 
eine ambitionierte Vorreiterrolle übernehmen, werden nachgeahmt und können 
auch Exportvorteile erzielen. Die Ausbreitung von Politik und Technik gestaltet sich 
als ein Wechselspiel. Ein absichtsvoller Transfer ist aber bisher als umweltpoliti-
sches Handlungsfeld nicht systematisch erkannt und ausgeschöpft.  
2. Der erfolgreiche Transfer von innovativen Umweltpolitiken in andere Länder erhöht 
die Wahrscheinlichkeit, dass sich dort auch innovative Umwelttechnologien am 
Markt durchsetzen. Dieses erhöht die Wettbewerbsfähigkeit und Exportpotentiale 
der Umweltindustrie in dem Vorreiterland.  
3. Der Politiktransfer muss – um erfolgreich zu sein – die Transfermechanismen (Infor-
mationskanäle, internationale Organisationen, etc.), die Motive und Anreize für die 
Übernahme, die Kapazitäten der übernehmenden Länder und die Kompatibilität der 
Politikinhalte im Blick behalten. Eine gezielte Berücksichtigung dieser Aspekte in 
der deutschen Umweltpolitik und Exportförderung kann die Effektivität von Politik-
transfers und dessen positive Wirkung auf die Nachfrage nach Umwelttechnologien 
stärken.  
 
3 Beispiele internationaler Umweltpolitiktransfers 
Zahlreiche Beispiele der Ausbreitung umweltpolitischer Institutionen und Instrumente 
(Busch & Jörgens 2007) zeigen, dass die Potentiale für einen Politiktransfer erheblich sind. 
Politische Innovationen verbreiten sich ganz ähnlich wie technische Innovationen, weil 
Staaten auf der Suche nach Problemlösungen sind. Politische Instrumente, deren Vorteile 
demonstriert wurden, werden weltweit kopiert. Wie kann dies wirksam unterstützt wer-
den? Welche Maßnahmen, welche Institutionen gibt es dafür in anderen Ländern?  
Im Folgenden stellen wir zwei Fallbeispiele für den Transfer von Umweltpolitik vor und dis-
kutieren deren Entwicklung, Inhalte und Arbeitsweise. Es handelt sich um die US-Asia En-
vironmental Partnership und den Sectoral Dialogue on Environment der Europäischen 
Kommission mit der chinesischen Regierung. Die Fälle sind auf der Grundlage eines breiten 
Screenings der einschlägigen Literatur (einschließlich von Vorstudien Rennings und Jacob 
2008) ausgewählt worden. Die beiden Beispiele wählen unterschiedliche Schwerpunkte, um 
den Politiktransfer zwischen dem politikexportierenden und politikimportierenden Land zu 
fördern: Während in Fallbeispiel 1 großer Wert auf Kapazitätsentwicklung und den Aufbau 
von administrativen Fähigkeiten gelegt wird, liegt der Fokus des zweiten Beispiels auf dem 
Transfer und Anpassung von Politikinhalten (konkreten Regulierungsstandards).  
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3.1 Politiktransfer im Rahmen von USAID: die US – Asia Environmental  
Partnership 
3.1.1 Historische Entwicklung 
Die U.S.-Asia Environmental Partnership (US-AEP) wurde 1992 vom damaligen Präsidenten 
Bush mit dem Ziel gegründet, staatliche und private Akteure in diesem Bereich zusammen-
zubringen, um Umweltprobleme in asiatischen Ländern zu lösen. Insgesamt können drei 
Phasen der Entwicklung der US-AEP unterschieden werden. In der ersten Phase (bis Mitte 
der 1990er Jahre) lag der Fokus auf Exportfördermaßnahmen und Technologietransfer im 
Rahmen von Handel, Investitionen und Demonstrationsvorhaben (International Resources 
Group 2004: 4). Eine Evaluation Mitte der 1990er Jahre führte zur Refokussierung des Pro-
gramms (zweite Phase) mit dem Ziel einer „clean revolution for Asia“. Die Komponente der 
Exportförderung verlor an Bedeutung zugunsten eines stärkeren Fokus auf das „greening of 
Asian businesses“ (USAID & International Resources Group 2004: 4). Der Rückzug des De-
partment of Commerce aus der US-AEP im Jahre 2002 bestärkte diese Akzentverschiebung 
des Programms, weg von klassischer Exportförderung zu Capacity Building und Umweltpoli-
tikberatung.6 Gleichzeitig wurde die Zahl der Zielländer auf sechs reduziert.7 Die Ausrich-
tung der US-AEP in der dritten Phase seit 2002 wird im nächsten Abschnitt diskutiert. 
Obwohl der Nexus von Umweltpolitikinnovationen und technologischen Innovationen aner-
kannt wird, wird die US-AEP in nur geringem Maße durch umweltpolitische oder ökonomi-
sche Motive legitimiert. Stattdessen wird die Arbeit als Beitrag zur nationalen Sicherheit, 
dem Kampf gegen Terrorismus und der entwicklungspolitischen Verpflichtungen den USA 
gesehen. In letztem Bereich knüpft die US-AEP an die Initiativen des Präsidenten zu „Water 
for the poor“ und „Global Climate Change“ an und setzt diese um (USAID & International 
Resources Group 2004: 2). Die Begründung für ein regionales Programm mit mehreren Län-
dern liegt darin, dass so besser bi- und multilaterale Geber und Entwicklungsbanken in die 
Finanzierung der Projektaktivitäten eingebunden werden können. Die US-AEP versteht sich 
auch weiterhin als Dienstleister für US-Unternehmen, um deren Integration in amerika-
nisch-asiatische Public-Private-Partnerships zu fördern – auch mit dem (Neben-)Ziel, ame-
rikanische Investitionen in diesen Ländern und die damit verbunden Technologieexporte zu 
fördern (USAID & International Resources Group 2004: 5f.). 
                                            
 
6 Dies wird illustriert durch die Schwerpunkte des zu diesem Zeitpunkt stattfindenden „Environmental Exchange 
Program.“ Mithilfe von Studienreisen und Seminaren wurden Beiträge zum Aufbau von Capacity in den teil-
nehmenden Ländern beigesteuert mit dem Ziel, amerikanische Institutionen (EPA, California EPA) in die Ko-
operationsnetzwerke der US-AEP einzuführen. Neben diesen Capacity Building Maßnahmen gab es auch eine 
erste Komponente zu Politiktransfer – im Rahmen der „regulatory dialogues“ mit umweltpolitischen Stake-
holdern oder am konkreten Beispiel des Phase-Out von verbleitem Benzin in Vietnam (US-AEP 2001). 
7 Diese sechs Zielländer sind Indien, Sri Lanka, Thailand, Indonesien, Vietnam und die Philippinen. 
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3.1.2 Inhaltliche Schwerpunkte: Luft, Wasser und Umweltpolitik 
Seit 2002 besitzt die US-AEP das neue strategische Ziel „Cleaner Air and Water in Asian Ci-
ties“. Mit dem Rückzug des Department of Commerce aus der Organisation verschiebt sich 
der Fokus der Partnerschaft von Industrieunternehmen hin zu nationalen und lokalen Re-
gierungen. Die schnell voranschreitende Urbanisierung in Asien wurde als Herausforderung 
für die gesamte Region und alle Zielländer aufgegriffen. Die Neuausrichtung der Arbeit der 
US-AEP geht von der Prämisse aus, dass ein Mangel an umweltpolitischen Kapazitäten ein 
zentrales Hindernis für die Verbesserung der Luft-, Wasser und Umweltqualität im Allge-
meinen darstellt (International Resources Group 2004: 2). Der Programmansatz formuliert 
Schwerpunkte der Arbeit von US-AEP, innerhalb welcher nachfrageseitig auf die Bedürfnis-
se der Zielländer eingegangen wird(International Resources Group 2004:. 3).8Darüber hin-
aus hat US-AEP weitere Arbeitsbereiche: Abfallmanagement, Umweltmanagement in In-
dustrieunternehmen, Umweltgovernance, Energieeffizienz und Erneuerbare Energien und 
Management von Gefahrenstoffen und Sondermüll.  
Im Rahmen der US-AEP sollen vor allem durch amerikanisch-asiatische Kooperation in loka-
len Projekten Umweltpolitik transferiert und Kapazitäten aufgebaut werden. In einem 
zweiten Schritt können die dabei gewonnen Erkenntnisse in einem bottom-up Prozess mul-
tipliziert werden und die Politikentwicklung in dem Land oder der Region beeinflussen. Im 
Rahmen dieses Ziels soll die Zusammenarbeit zwischen US-Unternehmen und nationalen 
und internationalen Geberorganisationen intensiviert werden, um Technologietransfer und 
Capacity Building Maßnahmen zu realisieren(International Resources Group 2004: 3).  
3.1.3 Fokus und Organisation des Politiktransfers 
Die US-AEP war als regionales Programm angelegt mit dem Ziel, durch diesen Ansatz best-
möglich Ressourcen von bi- und multilateralen Gebern, Entwicklungsbanken (Asian Develo-
pment Bank, World Bank) sowie privaten Akteuren zu mobilisieren, um vergleichbare Um-
weltprobleme in den Zielländern zu lösen. Das Projekt lief offiziell bis 2005, während viele 
Maßnahmen daraus in anderen Organisationsformen heute fortgeführt werden (USAID und 
USAEP 2005). Durch US-Partnerinstitutionen wurden Politikwissen und administrative Fä-
higkeiten transferiert (EPA, private Beratungsunternehmen) und durch Unternehmen Tech-
nologien und das damit verbundene technische Know-how für Demonstrationsvorhaben be-
reitgestellt (International Resources Group 2004: 5, 33). Die Arbeit vor Ort erfolgte zum 
großen Teil auf Basis von persönlichen Kontakten und dem Einbringen von Experten von 
außen, die dabei helfen, Wissen zu transferieren, Kapazitäten zu entwickeln und Politiken 
                                            
 
8 Im Rahmen der US-AEP sollen vor allem durch amerikanisch-asiatische Kooperation in lokalen Projekten Um-
weltpolitik transferiert und Kapazitäten aufgebaut werden. In einem zweiten Schritt können die dabei ge-
wonnen Erkenntnisse in einem bottom-up Prozess multipliziert werden und die Politikentwicklung in dem 
Land oder der Region beeinflussen. Im Rahmen dieses Ziels soll die Zusammenarbeit zwischen U.S. Unter-
nehmen und nationalen und internationalen Geberorganisationen intensiviert werden, um Technologie-
transfer und Capacity Building Maßnahmen zu realisieren  
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zu transferieren (USAID & International Resources Group 2004: 4). Diese Experten umfass-
ten sowohl Mitarbeiter der EPA als auch private Consultants. Zusätzlich zu den Mitteln von 
US-AEP konnten im Rahmen des Programms Environmental Policy and Institutional Gover-
nance IQC II (EPIQ II) die Beratungsleistungen dreier privater, U.S.-basierter Beratungs-
unternehmen in Anspruch genommen werden, um die lokalen Projekte zu unterstützen. Al-
lein dieses Programm hatte für den Zeitraum 2003-2008 ein Budget von 250 Millionen USD 
(USAID 2006).  
Um die konzeptionellen Unterschiede zum zweiten Fall zu verdeutlichen, soll an dieser 
Stelle exemplarisch auf ein konkretes Beratungsprojekt der US-AEP eingegangen werden. 
Im Bereich der Luftreinhaltung wurde 2001 von US-AEP, der Asian Development Bank und 
der World Bank die „Clean Air Initiative for Asian Cities“ (CAI-Asia) gegründet. Die Projekte 
im Rahmen von CAI-Asia wählen einen bottom-up-Ansatz, bei dem vor Ort Kapazitäten ver-
bessert und Politiken lokal entwickelt werden. Diese best practices werden dann innerhalb 
der Netzwerkstruktur der CAI-Asia verbreitet, um über die Politikentwicklung in anderen 
Städten und Ländern zu informieren. Dabei ist zu bemerken, dass die Pilotstädte sich nicht 
in einem einzelnen Land befinden, sondern über die gesamte Region verteilt sind. Das Be-
sondere an dem Ansatz liegt darin, dass im Rahmen der Beratung lokaler Capacity Building 
und Politikentwicklungsmaßnahmen Prinzipien (z. B. Cost-Benefit-Bewertung von Umwelt-
verschmutzung) und Managementinstrumente (z. B. BenMAP, s.u.) der US-Umweltpolitik 
transferiert werden, um sie dann durch Diffusion zu verbreiten. 
Ein Beispiel für ein konkretes Projekt ist die Kooperation von US-AEP mit der indischen 
Stadt Pune. Unter dem Dach eines 5-jährigen Memorandum of Understanding zwischen (na-
tionalen) indischen und amerikanischen Behörden wurden US-AEP, EPA in Zusammenarbeit 
mit lokalen Stakeholdern mit der Ausarbeitung einer Luftreinhaltungsstrategie für Pune 
beauftragt. Im Rahmen des Projekts wurden Kapazitäten zur Messung von Autoabgasen und 
Luftqualität aufgebaut und Empfehlungen für eine integrierte Luftreinhaltungspolitik ent-
wickelt. Als Besonderheit des Projektes ist zu erwähnen, dass die für das Projekt gegründe-
te „nodal agency – air quality management cell“ als Institution neu geschaffen wurde und 
über die Zeit des Projekts (seit 2003) das Mandat kontinuierlich erweitert wurde. Durch 
Capacity Building Maßnahmen von US-AEP/EPA wurden dabei auch Managementinstrumente 
und die zu deren Nutzung notwendige Technologie (wie z. B. das tool BenMAP zur Messung 
und monetären Bewertung der Umweltqualität auf Gesundheitsauswirkungen) transferiert. 
Insbesondere im Bereich dieser kapazitätsbildenden Maßnahmen fanden Transfers von 
Technologien zur Emissionsmessung, emissionsarmen Energieerzeugung, oder zur Abfallbe-
handlung statt (USAID und USAEP 2005:9). 
Einzelne Projektkomponenten wurden dabei von vielen unterschiedlichen Organisationen 
umgesetzt und auch finanziert. So wurde beispielsweise die Arbeit im Bereich der Ver-
kehrspolitik durch das World Resources Institute Center for Sustainable Transport umge-
setzt und durch die Asian Development Bank und die Swedish International Development 
Cooperation Agency finanziert; Projekte zu Luftqualität in Innenräumen, zu einer Kraf
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stoffstrategie, zu marktbasierten Instrumenten im Bereich der Luftreinhaltung durch die 
U.S. Environmental Protection Agency; zur Luftverschmutzung mit CO, NOX und Ozon durch 
das indische Umweltministerium (vgl. CAI-Asia 2006).9 
Das erstgenannte Projekt zur Verkehrspolitik bietet ein illustratives Beispiel für die spätere 
Diffusion der Erkenntnisse aus dem Pilotprojekt in Pune. Es war Teil der regionalen „Part-
nership for Sustainable Urban Transport in Asia“, in welchem vergleichbare Pilotprojekte in 
Hanoi, Vietnam und Xian, China durchgeführt wurden. Ziel der Partnerschaft war es, auf 
Basis der lokalen Erfahrungen ein „strategic framework for urban transport in Asia“ zu er-
arbeiten (CAI-Asia 2006: 31). Der abschließende Bericht soll zwar keine „Blaupause“ für die 
Politikentwicklung darstellen, aber sehr wohl zur Etablierung bestimmter Indikatoren, 
Prinzipien und Instrumente in der Verkehrspolitik beitragen (CAI-Asia 2007).  
Durch die Aktivitäten der US-Asia Environmental Partnership konnten in den Partnerländern 
umweltpolitische Akteure gestärkt und deren Zugang zu politischen Entscheidungsprozes-
sen verbessert werden; Umweltstandards und Politiken ambitionierter gestaltet werden 
und die Kapazitäten lokaler politischer Akteure gestärkt werden. Als Schwierigkeit dieser 
Art des Transfers von Politiken, Wissen und Technologien kann gesehen werden, dass durch 
den bottom-up-Ansatz und den Fokus auf mehrere Länder sehr viele einzelne und unter-
schiedliche Politiken und Technologien transferiert werden. Für eine Verbreitung dieser 
Politikansätze wiederum ist deren Diffusion in andere Jurisdiktionen oder deren Mandatie-
rung durch übergeordnete politische Instanzen notwendig.  
Der Mehrwert der Betrachtung dieses Beispiels für die Gestaltung der deutschen Politik lag 
insbesondere in drei Punkten: a) in dem Ansatz konstitutive Prinzipien und Instrumente der 
US-amerikanischen Umweltpolitik auf die lokale Ebene (bottom-up) zu transferieren; b) in 
der Umsetzung durch sowohl öffentliche als auch eine Vielzahl privater Beratungsunter-
nehmen unter einem Rahmenvertrag und c) die intensive Zusammenarbeit mit anderen bi- 
und multilateralen Geberinstitutionen, um den Anreiz zur Teilnahme und die Wirkung des 
Programms zu erhöhen. 
Eine Evaluierung der gesamten US-AEP führte für den Zeitraum 2001-2005 die Verschärfung 
von fast 170 Politiken auf nationaler und fast 400 auf lokaler Ebene in den sechs Ziellän-
dern, und den Aufbau von über 40 Systemen zur Emissionsmessung auf die Arbeit der US-
AEP zurück (USAID und USAEP 2005: 10). Durch die intensive Geberkoordination konnten 
jährlich zwischen 25% und 48% der Kosten durch andere Geber finanziert werden (USAID 
und USAEP 2005:10).  
                                            
 
9 Vgl. www.embarq.org/en/city/pune-india  
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3.2 Politiktransfer im EU – China Sectoral Dialogue on Environment 
3.2.1 Historische Entwicklung der Sectoral Dialogues 
Die Zusammenarbeit der EU und Chinas im Bereich der Politikentwicklung hat in dem letz-
ten Jahrzehnt stark zugenommen. 2001 formulierte der Europäische Rat die Intention die 
Zusammenarbeit im Umweltbereich zu stärken. 2003 wurde folglich zwischen der Europäi-
schen Kommission und der chinesischen Umweltschutzagentur SEPA ein Dialogprozess auf 
Ministerialebene begründet.  
Ein weiterer Meilenstein der Zusammenarbeit ist die im September 2005 begründete EU-
China Climate Change Partnership, welche die Zusammenarbeit in der Umweltpolitik kom-
plementiert. Weitere Säulen der politischen Zusammenarbeit sind die Programme zu Bio-
diversity, Energy and Environment and Integrated River Basin Management und das En-
vironmental Governance Programme.10 
3.2.2 Inhaltliche Schwerpunkte 
Ein bedeutender Faktor für die größere Offenheit Chinas für Politikdialoge ist das Konzept 
des „scientific development“, welches zu einer nachhaltigeren und weniger nur auf Wirt-
schaftswachstum fokussierten Entwicklung führen soll (Vgl. Fewsmith 2004). Die EU-China 
Sectoral Dialogues sind Ausdruck dieser größeren Offenheit der chinesischen Führung ge-
genüber Politikdialog und externer Politikberatung. Sie werden auch als Indiz für die Über-
zeugung gesehen, dass Kooperation und die internationale Koordinierung von Standards 
kein Nullsummenspiel, sondern von gegenseitigem Vorteil sind (vgl. European Commission 
2010). Die Motivation für die gemeinsamen, freiwilligen Dialoge kann mit Hinweis auf 
common interests and complementarity umrissen werden: die zunehmende Integration und 
gegenseitige Abhängigkeit (ökonomisch wie ökologische) fördert die Bereitschaft zur Koor-
dinierung von Politiken und Regulierungen. Die EU verfolgt durch die Beeinflussung der 
chinesischen Policy-maker das Ziel, eine „increasingly close policy-coordination in many 
important areas“ zu schaffen, während die chinesische Führung aufgrund handelspoliti-
scher Motivationen und dem bereits erwähnten Interesse an scientific development die eu-
ropäischen Erfahrungen in der eigenen Politikformulierung nutzen kann (European Commis-
sion 2010).11 
Die Umweltpolitik ist einer von 24 Bereichen, in denen die EU mit China einen sektoralen 
Dialog unterhält.12 Im Folgenden sollen konkrete Politiktransfer-Maßnahmen in diesem Be-
reich besprochen werden. 
                                            
 
10 Einen Überblick dazu bietet: http://ec.europa.eu/environment/international_issues/relations_china_en.htm  
11 Vgl. „Co-operation activities will include technical assistance for the formulation of legislation and the draft-
ing of policy recommendations, institutional strengthening, training, the presentation of EU and WTO prac-
tices [...]“ (European Commission 2007: 4). 
12 Die Webseite des Dialogs ist: http://ec.europa.eu/external_relations/china/sectoraldialogue_en.htm.  
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3.2.3 Fokus und Organisation 
Der Anreiz zum Politiktransfer liegt in diesem Beispiel nicht primär in der finanziellen Un-
terstützung von Politikentwicklungsmaßnahmen, sondern dem Beitrag von IPPC (EU Richtli-
nie „Integrated Pollution Prevention and Control“) und REACH zur Weiterentwicklung der 
chinesischen Umweltpolitik sowie der Reduzierung der Anpassungskosten der chinesischen 
Unternehmen für deren Exporte in die europäischen Märkte. Im Gegensatz zum ersten Fall 
folgt die politische Zusammenarbeit hier einem top-down-Ansatz. Die Beschlüsse der jähr-
lich auf höchster Ebene stattfindenden EU-China-Gipfel werden durch die sectoral dia-
logues konkretisiert. Deren Arbeit erfolgt auf Ebene der Ministerien zwischen dem Gene-
raldirektorat Umwelt der Europäischen Kommission und dem chinesischen Umweltministe-
rium sowie durch Senior Officials Meetings und innerhalb von Arbeitsgruppen.13 Die konkre-
te Ausgestaltung variiert zwischen den einzelnen Dialogforen. Die Zusammenarbeit findet 
dabei auf Ministeriums- und Arbeitsebene unter Einbeziehung des CCICED und gesellschaft-
licher Stakeholder (Interessensverbände, Unternehmen) in verschiedenen Veranstaltungs-
formen (Konferenzen, Workshops, Studienreisen, Ko-Finanzierungen von Projekten, Tech-
nologie-Kooperationen etc.) statt (European Commission 2007: 10; European Commission 
2010). Während in der ersten Fallstudie der Aufbau von umweltpolitischen Kapazitäten und 
Transfer von Prinzipien im Vordergrund stand, liegt der Fokus hier auf dem Transfer und 
Anpassung spezifischer Inhalte der europäischen Richtlinien REACH und IPPC. 
Zur Unterstützung der Organisation der Dialoge wurde von der Europäischen Kommission 
die EU-China Policy Support Facility (PDSF) eingerichtet.14 Im Kontext dieser Studie soll auf 
zwei Politiktransfermaßnahmen der PDSF eingegangen werden: das Industry und das Che-
micals Programme, die zusammen Activity 1: Environment im Rahmen der PDSF bilden. 
Zentrale Instrumente für den Transfer von Politikwissen waren dabei chinesische Über-
setzungen aller relevanten Dokumente und die Durchführung der jeweiligen Veranstaltun-
gen durch in der EU zuständige Experten. 
Das Industry Programme diente als Forum für einen Austausch über die EU-IPPC-Richtlinie. 
Von chinesischer Seite wurde die Komplementarität mit der eigenen Cleaner Production 
Gesetzgebung und das Lernpotential als Motivation für den Dialog betont (Yin 2009). IPPC 
wird von chinesischer Seite als wesentlicher Beitrag zum Erreichen aktueller umweltpoliti-
scher Herausforderungen, den drei Transformationen, gesehen.15 Im Zeitraum von März 
2008 bis März 2009 wurde in der Zusammenarbeit zur IPPC-Richtlinie eine internationale 
                                            
 
13 Vgl. http://ec.europa.eu/external_relations/china/docs/architecture.pdf.  
14 Die Angaben über die finanzielle Ausstattung der PDSF variieren. Das multiannual inidicative programme der 
Europäischen Kommission sieht 12 Mio. Euro für den Zeitraum 2007-2010 vor (European Commission 2007: 
3). 
15 Die drei Transformationen umfassen die Gleichgewichtung ökonomischer und ökologischer Ziele, dass diese 
Ziele gleichzeitig verfolgt werden und zur Implementation von Umweltpolitik rechtliche, ökonomische, 
technische und administrative Instrumente integriert genutzt werden (PR China, Ministry of Environmental 
Protection 2008). 
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Konferenz und drei Trainingsworkshops auf Arbeitsebene durchgeführt, um Potentiale und 
Hürden der Übernahme von Teilen der IPPC-Richtlinien zu diskutieren(Vgl. beispielsweise 
Xiao 2009: 23ff.).  
Von Seiten der EU besteht für REACH das Interesse darin, mit der Regulierung den globalen 
Referenzrahmen in der Chemikalienpolitik zu setzen (Gislev 2009). Analog zum Industry 
Programme fand im gleichen Zeitraum schon im Chemicals Programme von Activity 1 der 
PDSF ein Workshop zur REACH-Direktive und GHS-System statt. Komplementär zu den Akti-
vitäten im Rahmen des Workshops sollen Folgemaßnahmen wie Studienreisen nach Europa, 
Praktika und ein Weiterbildungsabkommen mit der Europäischen Umweltagentur die zu-
künftige chinesische Chemikalienpolitik beeinflussen und die Skepsis gegenüber der Kom-
plexität von REACH abbauen (vgl. Gislev 2009; Liang 2009). 
Während eine umfassende Bewertung derzeit noch nicht möglich ist, so zeigt die im Januar 
2010 verabschiedete neue Chemikaliengesetzgebung in China strukturelle Parallelen zur 
Chemikalienregistrierung unter der REACH-Direktive und übernimmt erstmals die internati-
onale GHS-Klassifikation.16 
3.3 Fazit zu Beispielen zu internationalen Politiktransfers  
Die zwei hier diskutierten Beispiele internationaler Politiktransfers geben nur einen knap-
pen Einblick von deren Einfluss auf die globale Entwicklung von Umweltpolitik und dadurch 
der Nachfrage nach innovativen Umwelttechnologien. Die kurzen Analysen der Fälle haben 
die Entwicklung, Schwerpunkte und die Instrumente des Politiktransfers untersucht.  
Die vorgestellten Beispiele zeigen zwei unterschiedliche Herangehensweisen an den Trans-
fer von Umweltpolitiken. Die EU-China Kooperation folgt einem auf höchster Ebene institu-
tionalisierten top-down-Ansatz, bei dem gezielt bestimmte Politikinhalte auf die Entwick-
lung analoger Regulierung in China übertragen werden sollen. Die Anreize zu dieser Zu-
sammenarbeit in der Umweltpolitik sind sowohl umwelt-, als auch – durch die starke wirt-
schaftliche Integration beider Märkte – handelspolitisch motiviert. Aufgrund dieser Rele-
vanz für den europäisch-chinesischen Handel wird dieser Politiktransfer auf nationaler 
Ebene organisiert. 
Im Gegensatz zu den EU-China Sectoral Dialogues entstammt die Umweltpolitikberatung im 
Rahmen von USAID und der US-Asia Environmental Partnership einem entwicklungspoliti-
schen Kontext und wählt einen bottom-up-Ansatz, um Politikentwicklung zu beeinflussen. 
An dem Beispiel der Stadt Pune wurde gezeigt, wie konstitutive Prinzipien und Instrumente 
der US-Umweltpolitik durch die Beratung der lokalen Politikentwicklung transferiert und in 
dem neuen Kontext implementiert wurden. Die inhaltliche Schwerpunktsetzung auf lokale 
Umweltprobleme ermöglicht es, auf dieser Ebene anzusetzen und in vielen Städten der Re-
                                            
 
16 Vgl. http://www.emasiamag.com/article-6792-chinareachtotakeeffectinoctober-Asia.html  
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gion parallel best-practices zu sammeln. Die Verstärkung der Wirkung über die einzelnen 
Pilotstädte hinaus erfolgt in diesem Beispiel durch Diffusion der erfolgreichen Regulierun-
gen und trägt so auch zur Verbreitung von innovativen Umwelttechnologien bei. Aufgrund 
der intensiven Koordinierung von USAID mit bi- und multilateralen Geberinstitutionen 
konnten bedeutende finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden als Anreiz für die Pilot-
städte, an dem freiwilligen Politiktransfer teilzunehmen. 
Die Beispiele zeigen, dass es auf der europäischen Ebene und in anderen Industrieländern 
systematische Aktivitäten gibt um einen Umweltpolitiktransfer zu fördern. Dabei lassen 
sich aus den Fällen eine Reihe von Erfolgsfaktoren identifizieren:  
- Langfristigkeit: Umweltpolitiktransfer sollte nicht ausschließlich als eine Ad-hoc Ak-
tivität begriffen und gestaltet werden. Es sollte vielmehr angestrebt werden, die 
umweltpolitischen Handlungskapazitäten in dem jeweiligen Land zu verstehen und 
letztlich auch zu erweitern.  
- Mehrebenenansatz: Ein Umweltpolitiktransfer kann und sollte auf den unterschied-
lichen Handlungsebenen der Partnerländer ansetzen. Durch lokale Demonstrations-
vorhaben kann die Vorteilhaftigkeit gezeigt werden und eine weitere Diffusion un-
terstützt werden.  
- Ausschöpfung von Synergien: Durch die Kopplung mit internationalen Finanzierungs-
programmen kann die Wirksamkeit von Umweltpolitikberatung systematisch ver-
stärkt werden.  
- Integration von Kompetenzen: Umweltpolitiktransfer sollte nicht alleine entwick-
lungspolitischen Akteuren überlassen werden, auch die Kompetenzen von Umwelt-
behörden können und sollen einbezogen werden.  
- Evaluierung: Die Ergebnisse von Maßnahmen zum Umweltpolitiktransfer können und 
sollten evaluiert werden. Wirkungen auf politische Prozesse sind dabei schwer 
messbar, aber die Übernahme von umweltpolitischen Standards kann beobachtet 
und gemessen werden. Entsprechend können Vorgaben für entwicklungspolitische 
Akteure gegeben werden.  
- Handelspolitik: Im internationalen Handel gibt es ein offenkundiges Interesse der 
Normierung von Produktstandards. Dies kann zu einem systematischen Umweltpoli-
tiktransfer genutzt werden. Aber auch für Prozessstandards gibt es Gesprächsbedarf 
und –bereitschaft der Handelspartner. 
 
4 Ansätze für Umweltpolitiktransfers in Deutschland 
Dieses Kapitel gibt einen Überblick über bestehende Ansätze für Umweltpolitiktransfer in 
verschiedenen Ressorts der Bundesregierung. Zunächst wird ein Überblick über Ressorts 
und deren Aktivitäten und Rollen gegeben, bevor konkrete Maßnahmen besprochen wer-
den. Im nächsten Abschnitt wird ein kurzer Überblick über die bestehenden Ansätze für 
Umweltpolitiktransfers, deren Akteure und Handlungsfelder in Deutschland gegeben. An-
schließend werden konkrete Gegenstände der Arbeit mit Bezug zum Transfer von Umwelt-
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politiken diskutiert - d. h. es werden Beispiele dafür gegeben, wie die deutsche Politik auf 
die in Kapitel 2 aufgeworfenen Fragen des Politiktransfers (Wie können die Kapazitäten der 
politikimportierenden Länder gestärkt werden? Welche Politikinhalte werden transferiert 
und wie werden diese an lokale Bedingungen angepasst?) beantwortet.  
Die folgende Tabelle gibt einen analytischen Überblick über die bestehenden Ansätze. Da-
bei gibt es in der Praxis zahlreiche Überschneidungen und Kooperationen zwischen Akteu-
ren und Initiativen, so dass die hier vorgenommene Gliederung vor allem die Funktion einer 
generellen Einordnung hat. 
Tabelle 1: Überblick deutscher Ansätze für Umweltpolitiktransfers 
 
Fokus Entwicklung von  
Kapazitäten 
Fokus Politikinhalte 
Rein freiwillige Kooperation: 
Informationsaustausch 
 
AA: Public Diplomacy des Aus-
wärtigen Amtes 




tische Anreize zur internatio-
nalen Harmonisierung 
BMU: bilaterale Umweltpolitikdialoge, Beratungshilfeprogramm, 
EU-Twinning (EU-Nachbarschaftspolitik) 
BMU-IKI: Politikberatung im Rahmen der IKI-Projekte 
GTZ: Umweltpolitikberatung in Entwicklungsländern 
GWP: projektbezogene Capaci-
ty Building Maßnahmen 
KfW: Capacity Building Maß-




im Rahmen des EU-Beitritts/ 
Acquis Communautaire 







4.1 Überblick deutscher Akteure und Handlungsfelder 
Neben dem BMU als zentralem Akteur der deutschen Umweltpolitik sind für die Frage, wel-
che Umweltpolitiktransfermaßnahmen Potentiale für die deutsche Exportförderung bieten, 
auch die Aktivitäten der Bundesregierung im Rahmen der Entwicklungs-, Wirtschafts- und 
Außenpolitik von Bedeutung. Neben den Ministerien und deren nachgeordneten Behörden 
fällt den Durchführungsorganisationen GTZ und KfW eine bedeutende Rolle zu, da diese 
nicht nur die Umsetzung der Entwicklungspolitik des BMZ leisten, sondern ebenso im wirt-
schafts- und umweltpolitischen Bereich die Realisierung vor Ort sicherstellen. Dies bedeu-
tet, dass sie gemeinsame Dienstleister mehrerer Ressorts sind.  
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Das Bundesumweltministerium und dessen nachgeordnete Behörden sind die bedeutend-
sten Akteure für den Transfer von Umweltpolitiken. Die wichtigsten Instrumente für den 
Politiktransfer sind die bilateralen Umweltpolitikdialoge mit anderen Ministerien und die 
Unterstützung von Twinning-Projekten bei der Harmonisierung von Umweltpolitik im Rah-
men der EU-Erweiterungs- bzw. Nachbarschaftspolitik. Im Rahmen der Projekte der inter-
nationalen Klimaschutzinitiative wird inzwischen auch verstärkt zu Policies beraten, die im 
Zusammenhang zu den Technologien im Rahmen der Projekte stehen, bzw. welche die Ba-
sis für die Etablierung dieser Technologien darstellen.  
Im Bereich der deutschen Entwicklungspolitik setzen die Durchführungsorganisationen GTZ 
und KfW eine Vielzahl von Maßnahmen um, die den Transfer von Politiken beinhalten. Poli-
tiktransfer erfolgt dabei sowohl als „Nebenprodukt“ der finanziellen und technischen Zu-
sammenarbeit zu bestimmten Entwicklungsprojekten als auch als explizites Ziel in der 
GTZ-Umweltpolitikberatung. Bei ersterem erfolgt dies im Rahmen der Sektorberatung, die 
darauf abzielt, die notwendigen Rahmenbedingungen für den Erfolg eines Projektes und 
die Etablierung von Technologien zu setzen. Aufgrund der langfristigen Orientierung der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist diese begleitende Sektorberatung als dauerhaf-
te Kooperation mit den jeweiligen politischen Institutionen des Ziellandes angelegt. Im 
Rahmen der Umweltpolitikberatung der GTZ hingegen werden Entwicklungsländern direkt 
in der Gestaltung von Politikinhalten und der Verbesserung ihrer Kapazitäten, diese effek-
tiv zu implementieren, unterstützt. Im Hinblick auf die Themenbereiche, in denen diese 
Politikberatung erfolgt, ist die Entwicklungszusammenarbeit derjenige Sektor, in dem am 
stärksten auf die Nachfrage der Zielländer eingegangen wird.  
In der Wirtschaftspolitik und der Außenwirtschaftsförderung wird dem Transfer von Politi-
ken kaum eine Rolle zugeschrieben. Die Exportinitiativen arbeiten vor allem mit klassi-
schen Instrumenten der Exportförderung zur Förderung und Finanzierung deutscher Tech-
nologieexporte.  
Aus Sicht von Unternehmen gibt es ein grundsätzliches, wettbewerbspolitisches Interesse 
an internationaler Angleichung von Regulierungen bzw. der gegenseitigen Anerkennung von 
Standards, um Anpassungskosten zu minimieren. Von Wirtschaftsvertretern wurde in Inter-
views ein aktiver Politiktransfer unterstützt, wenn er dieses Anliegen berücksichtigt. So 
wurde u. a. auf das Beispiel verwiesen, dass durch die Politikberatung des BMU bei der 
Entwicklung des chinesischen Umweltlabels sichergestellt werden konnte, dass eine Zertifi-
zierung durch den deutschen Blauen Engel automatisch als gleichwertig anerkannt wurde 
und so für die deutsche Exportwirtschaft Anpassungskosten vermieden wurden.  
Zusammenfassend kann konstatiert werden, dass ökonomische Akteure zum großen Teil 
dem generellen Zusammenhang von Umweltpolitik und Innovationen zustimmen und einen 
Politiktransfer mit dem Ziel der Angleichung von internationalen Standards prinzipiell offen 
gegenüberstehen. In konkreten Fragen zeigen sie aber eine größere Zurückhaltung und ein 
eher geringes Interesse an einer aktiven „Umweltaußenpolitik“. 
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Umweltpolitische Themen sind zum festen Bestandteil der Außenpolitik geworden. Für die 
Botschaften vor Ort ist die Umweltpolitik ein bedeutendes Thema der „Public Diplomacy“.17 
Ein Vertreter des AA formulierte, dass das Ziel dieser Public Diplomacy sei, in das jeweilige 
Land über verschiedene Kommunikationskanäle „hineinzuwirken“, um sowohl die öffentli-
che Wahrnehmung deutscher Umweltpolitik in der Bevölkerung als auch bei politischen 
Entscheidungsträgern zu beeinflussen. Trotzdem gibt es in den meisten Botschaften keine 
designierten Stellen, die durch Fachpersonal aus den umweltpolitischen Institutionen der 
Bundesregierung besetzt werden. Ganz konkret kooperieren die Botschaften mit dem BMU 
im Rahmen der bilateralen Umweltpolitikdialoge und Austauschprozesse des Ministeriums. 
Im Rahmen dieser Studie wurden durch Interviews und Dokumentenanalysen die Aktivitäten 
einer Vielzahl von Akteuren und Initiativen untersucht hinsichtlich der Frage, ob und wie 
sie in Umwelttechnologie-relevanten Politikbereichen zum Transfer dieser beitragen. Die 
nächsten Abschnitte zeigen diese Maßnahmen und deren Schwerpunkte auf. Die zuerst dis-
kutierten Umweltpolitikdialoge des BMU und die Umweltpolitikberatung der GTZ beinhal-
ten dabei sowohl Komponenten zur Stärkung der umweltpolitischen Kapazitäten der Ziel-
länder als auch zum Transfer und zur Anpassung von Politikinhalten, während die nachfol-
gend dargestellten Aktivitäten einem dieser beiden Bereiche zuzuordnen sind. 
 
4.2 Fokus auf Kapazitätsentwicklung und Politikinhalte 
Sowohl im Rahmen der BMU-Umweltpolitikdialoge, der internationalen Klimaschutz-
initiative als auch der GTZ-Umweltpolitikberatung sind zum einen die inhaltliche Politikbe-
ratung und zum anderen der Beitrag zur Entwicklung umweltpolitischer Kapazitäten bedeu-
tende Bestandteile, d. h. eine Zuweisung zu einer Schwerpunktkategorie soll hier nicht 
vorgenommen werden. Vielmehr zeigt der grundlegende Ansatz der Maßnahmen, dass bei-
de Bereiche elementar für einen erfolgreichen Transfer von Umweltpolitiken sind.  
4.2.1 Bilaterale BMU-Umweltpolitikdialoge 
Das Bundesumweltministerium unterhält eine Vielzahl von Kooperationen mit anderen 
Umweltministerien. Dabei variieren Themen und die Intensität dieser Dialoge mit den 
Partnerländern. Ein Schwerpunkt der bilateralen Zusammenarbeit des BMUs sind die Staa-
ten Mittel- und Osteuropas. Die Gruppe dieser Staaten, mit hauptsächlich EU-
Mitgliedsstaaten und Kandidaten wurde erweitert um die Staaten des Kaukasus und Zent-
ralasiens. Die umweltpolitische Zusammenarbeit mit diesen Staaten wird komplementiert 
durch eine entsprechende regionale Schwerpunksetzung in vielen Initiativen, an denen das 
BMU beteiligt ist (BMU 2009: 4).18 Ein wesentlicher Bestandteil der Zusammenarbeit ist die 
                                            
 
17 Zum Begriff der „Public Diplomacy,“ vgl. (Ostrowski 2010: 60f.). 
18 Dazu gehören u. a. die Internationale Klimaschutzinitiative mit Schwerpunkten in Russland und der Ukraine, 
die Exportinitiative Recycling und Effizienztechnik oder auch die German Water Partnership.  
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Anpassung des nationalen Umweltrechts an den Acquis Communautaire bei EU-
Beitrittsprozessen. Der Transfer von Rechtsnormen findet dabei durch internationale Har-
monisierung statt – im Falle der EU-Nachbarschaftspolitik freiwillig, im Rahmen des Bei-
tritts verpflichtend. Der Transfer des Acquis Communautaire in diese Länder wird unter-
stützt durch das Beratungshilfeprogramm und die deutsche Beteiligung an Twinning-
Projekten. Das Beratungshilfeprogramm wird vom Umweltbundesamt im Auftrag des BMU 
umgesetzt und flankiert mit den Partnerländern abgeschlossene bilaterale Umweltabkom-
men. Wesentliche Zielsetzung ist es, in den teilnehmenden Staaten die Umweltpolitik an 
die EU-Umweltgesetzgebung heranzuführen, fachliche Kapazitäten der Umweltverwaltun-
gen zu stärken, dazu Know-how zu transferieren und über moderne Umwelttechnologien zu 
informieren. Des Weiteren erfolgt Politikberatung bezüglich der Erarbeitung umweltpoliti-
scher Programme und Strategien und bei der Umsetzung von Pilotvorhaben zur Einführung 
umweltschonender Technologien. Ein Großteil der Projekte des Beratungshilfeprogramms 
findet in den Bereichen Wasser, Abfall und industrieller Umweltschutz statt. Während der 
Fokus des Politiktransfers in der Zusammenarbeit mit den neuen Mitgliedsstaaten und Bei-
trittskandidaten auf der Einführung der konkreten EU-Umweltgesetzgebung liegt, fördert 
die Zusammenarbeit mit den weiteren Staaten vor allem die Etablierung grundlegender 
umweltpolitischer Rahmenbedingungen (BMU 2009; Vgl. Tabelle 1). Da mit den Projekten 
gezielt auf bestehenden Beratungsbedarf reagiert wird, stärkt das Beratungshilfeprogramm 
die deutschen umweltpolitischen Positionen in europäischen und internationalen Zusam-
menhängen und etabliert Netzwerke mit den Umweltverwaltungen der Partnerländer. Im 
Rahmen der EU-Twinning-Projekte arbeiten Mitarbeiter aus nationalen Behörden von EU-
Mitgliedsländern mit Kollegen aus den Behörden von Beitrittskandidaten oder EU-
Nachbarstaaten mit dem Ziel zusammen, Wissen zu transferieren, Kapazitäten zu stärken 
und zur nationalen Implementierung von Umweltpolitiken beizutragen. Dazu stellen das 
BMU und dessen nachgeordnete Behörden Personal zu bestimmten Schwerpunktthemen zur 
Verfügung.19 
Die deutsch-französische Kooperation zielt darauf ab die Entwicklung von Umweltpolitiken 
bilateral zu erörtern und gemeinsame Initiativen für die europäische und internationale 
Ebene zu entwickeln. An dem jährlich tagenden Umweltrat sind die Umwelt- und Außenmi-
nisterien beider Länder beteiligt. Insbesondere im Rahmen der deutsch-französischen Zu-
sammenarbeit gibt es Potentiale für die erfolgreiche Institutionalisierung von Umweltpoli-
tiken auf der europäischen Ebene und so für einen Politiktransfer in andere Mitgliedstaaten 
der EU (Vgl. Busch & Jörgens 2007: 215). 
                                            
 
19  Diese Schwerpunkte sind „Verwaltungsaufbau, Rechtsangleichung bei der Luftreinhaltung, der Abfallwirt-
schaft sowie bei der Umweltvertraglichkeitsprüfung und der integrierten Vermeidung von Umweltver-
schmutzung, Monitoring von Luft- und Wasserqualität sowie Erarbeitung allgemeiner Umweltstrategien und 
Umweltfinanzierungsmechanismen“ (BMU 2009: 15). 
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Ein weiterer bedeutender bilateraler Dialog des BMU erfolgt mit dem chinesischen Umwelt-
ministerium und der nationalen Entwicklungs- und Reformkommission zur chinesischen 
Umweltpolitik. Die Umweltpolitikdialoge auf Ministeriumsebene fungieren dabei als höchs-
te Plattform des Austausches, bei denen konkrete Kooperationsprojekte beschlossen wer-
den.  
Im Fall Chinas ist der Umweltpolitikdialog als Ergebnis langfristiger Kooperationen erwach-
sen. 1994 wurde das erste bilaterale Umweltabkommen unterzeichnet, 2000 wurde in einer 
gemeinsamen Erklärung zur Umweltpolitik bis 2006 ein „Strategischer Umweltdialog“ ver-
einbart. 2009 wurde dieser um den zentralen Bereich der Klimapolitik erweitert, in dem 
ein Memorandum of Understanding die Grundlage der Zusammenarbeit bildet. Verbunden 
mit der Zusammenarbeit auf der politischen Ebene sind andere Foren zur Involvierung wei-
terer Stakeholder aus Wirtschaft, Wissenschaft und dem NGO-Sektor, um die umweltpoliti-
schen Kapazitäten zu stärken. Beispiele hierfür sind das Deutsch-Chinesische Umweltforum 
oder der Asien-Pazifik Ausschuss der deutschen Wirtschaft.  
Der Zusammenarbeit auf nationaler Ebene ist dabei verbunden mit Dialogprozessen und 
Projekten auf anderen Ebenen: So greifen einige Themen des nationalen Dialogs Schwer-
punkte der EU-China Sectoral Dialogues auf (z. B. zur Chemikaliensicherheit, vgl. Kapitel 
3). Die Umsetzung der konkreten Maßnahmen des BMU erfolgt durch die GTZ in China. Im 
Rahmen der technischen Zusammenarbeit werden durch Pilotprojekte innovative Techno-
logien transferiert. Daneben erfolgen Politikberatungsmaßnahmen zur Ausgestaltung von 
Umweltpolitik und Regulierungen wie auch zur Stärkung der umweltpolitischen Kapazitäten 
auf nationaler und lokaler Ebene. Ein zentrales Hindernis für erfolgreichen Politiktransfer 
aus Industrieländern in Länder mit geringeren regulativen Kapazitäten ist, dass der Trans-
fer ineffektiv bleibt, da den lokalen Behörden die notwendigen Ressourcen und Kompeten-
zen für die effektive Implementierung von Politiken fehlen. Da genau dies auch in China 
ein zentrales Problem der Umweltpolitik an sich und des Umweltpolitiktransfers im Beson-
deren ist, werden Maßnahmen zur Stärkung der Kapazitäten in diesem Bereich betrieben.  
Der Transfer und die Anpassung von Politikwissen und der Aufbau von Kapazitäten werden 
durch verschiedene Instrumente umgesetzt. Dabei werden im Rahmen von Workshops und 
Trainingsmaßnahmen vor Ort wie auch durch Delegationsreisen nach Deutschland, Wissen 
über Politikinhalte vermittelt. Zudem wird dargestellt, wie die Implementierung von Poli-
tik durch die Kooperation verschiedener Regierungsinstitutionen effektiver gestaltet wer-
den kann. Das Beispiel der EU-China Sectoral Dialogues hat die Instrumente zum Transfer 
von Regulierungsinhalten des deutschen und europäischen Rechtsrahmens vorgestellt. Auf-
grund der starken wirtschaftlichen Verflechtungen besteht dabei für beide Seiten ein Inte-
resse, die Anpassungskosten an regulative Unterschiede gering zu halten, was die Bereit-
schaft zur freiwilligen Harmonisierung dieser Politiken und Standards erhöht. 
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4.2.2 Internationale Klimaschutzinitiative des BMU 
Die Internationale Klimaschutzinitiative (IKI) des BMU ist Teil des Integrierten Energie- und 
Klimaschutzprogramms der Bundesregierung und finanziert Klimaschutzmaßnahmen im In- 
und Ausland. Die internationale Komponente der IKI ist Teil der deutschen Entwicklungs-
politik mit dem Ziel, dass Potentiale zur CO2-Emissionsvermeidung in Entwicklungsländern 
besser genutzt werden können. Inhaltlich verteilen sich die Projekte der IKI auf vier The-
men: a) Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel, b) Kohlenstoffsenken/ REDD und Bio-
diversität, c) Emissionsreduktionen und klimafreundliche Wirtschaft und d) globale 
Klimapolitik & Politikberatung. Die IKI umfasst den Transfer von Klimapolitiken insofern, 
als dass Maßnahmen des Capacity Buildings, Politikberatung und technologische Pilot-
vorhaben genutzt werden, um politische Entscheidungen in den Zielländern in Richtung ei-
ner kohlenstoffärmeren Entwicklung zu beeinflussen.  
Die Umsetzung der Projekte der IKI erfolgt zu einem Teil über die Durchführungsorga-
nisationen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, aber nicht ausschließlich. Es er-
folgt in vielen Projekten eine Zusammenarbeit mit VN-Organisationen oder internationalen 
NGOs.  
Die vielfältigen Entwicklungsprojekte der IKI können aufgrund ihrer Vielfalt schwer in Be-
zug auf die Frage des Politiktransfers charakterisiert werden. Während sich in einigen Pro-
jekten die Politikberatung auf relativ allgemeiner Ebene zur Entwicklung breiter Strategien 
bewegt, beziehen sich andere Projekte auf die Entwicklung konkreter Politikinstrumente. 
So werden beispielsweise im Rahmen von IKI-Projekten ein afrikanisches Umwelt-Label20 
oder in Vietnam Förderungsinstrumente für Erneuerbare Energien auf Basis des deutschen 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes entwickelt. Der eigentliche Fokus der IKI-Projekte liegt al-
lerdings darauf, durch Pilotvorhaben die Wirksamkeit von Technologien (und den damit 
verbundenen regulativen Bedingungen) zu demonstrieren und im Anschluss diese best prac-
tices zu verbreiten. Ein hervorragendes Beispiel dafür bietet das IKI-Projekt zur „Vermin-
derung von Treibhausgasen durch die fachgerechte Umrüstung von Tankstellen zur Rück-
führung volatiler Kohlenwasserstoffe“ in der chinesischen Provinz Guangdong. Das Projekt 
wird momentan durch die GTZ umgesetzt und beinhaltete zunächst die technische Umrüs-
tung einer Tankstelle durch mehrere deutsche Unternehmen. Im Anschluss daran wurde 
vom Tankstellenbetreiber an das deutsche Konsortium der Auftrag zur Umrüstung der Hälf-
te der Tankstellen (1500) in der Provinz Guangdong erteilt. Aus umweltpolitischer Sicht 
bedeutete dies für die Provinz eine 85 %-Reduktion der klimarelevanten volatilen Kohlen-
wasserstoffe. Eine zweite Komponente des Projekts zeigt dessen Ansatz, durch Diffusion 
Politikentwicklung bottom-up zu beeinflussen. Mit der technischen Umsetzung des Pilot-
vorhabens wird ein Leitfaden für Mitarbeiter von Umweltbehörden in anderen Provinzen 
                                            
 
20 Die Übersicht zu IKI-Projekten zeigt die vielfältigen Ansätze in den Projekten. Vgl. beispielsweise www.bmu-
klimaschutzinitiative.de/en/projects?p=1&d=502.  
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und auf nationaler und lokaler Ebene entwickelt, um Wissen über technische und regulati-
ve Anforderungen zu kommunizieren. Zusätzlich wird eine Verbreitungsstrategie für den 
Leitfaden entwickelt. Die Anwendung des Leitfadens in Guangdong und die Diffusion des-
sen wird durch Capacity Building Maßnahmen in Form von Schulungen von Mitarbeitern der 
Umweltbehörden sowie technischen Personals unterstützt (GTZ China 2009).  
Aus Sicht der deutschen Exportförderung ist das Projekt bedeutsam, weil durch die Erhö-
hung der technologischen Anforderungen an die Tankstellentechnologie sich die Wettbe-
werbsposition der deutschen Unternehmen stark verbessert hat. So wurden nach Realisie-
rung des Pilotvorhabens und der Demonstration der Wirksamkeit der Technologie höhere 
technologische Anforderungen in den Ausschreibungen des Tankstellenbetreibers Sinopec 
zugrunde gelegt, weshalb das deutsche Konsortium erst den Zuschlag zur Umrüstung in der 
Provinz Guangdong erhalten konnte.  
4.2.3 GTZ Umweltpolitikberatung 
Zentrale Elemente der Umweltpolitikberatung der GTZ21 sind nach übereinstimmender An-
sicht mehrerer Interviewpartner: erstens, dass der GTZ eine hohe Kompetenz bei der Lö-
sung praktischer Umweltprobleme auf der Basis technischer Zusammenarbeit zugeschrie-
ben wird; zweitens, dass die GTZ als neutraler und vertrauenswürdiger Akteur angesehen 
wird, und drittens, dass durch die länderspezifische Themensetzung gezielt dortige Prob-
leme angegangen werden. Dies bedingt eine starke Autarkie der nationalen Büros.  
Die Themensetzung der bilateralen Zusammenarbeit erfolgt meist „nachfrageseitig“ an-
hand der Interessen des Partnerlandes. Ein Verfolgen „eigener“ Themen findet nur verein-
zelt, zum Beispiel im Bereich der ökologischen Finanzreform und Biodiversitätsgovernance 
statt. Diese angebotsseitige Themensetzung erfolgt in einem anderen Kontext als ähnliche 
Ansätze Anfang der 1990er Jahre. In einem Interview wurde erläutert, dass die Offenheit 
von vielen Ländern gegenüber solchen Politiken wesentlich größer sei. Dafür seien u. a. die 
Notwendigkeit den Ausbau von Erneuerbaren Energien zu finanzieren, aber auch die Plat-
zierung des Themas auf regionaler und internationaler Ebene verantwortlich. Dies stärkt 
die Legitimität dieser Politiken und die zusätzliche Kommunikation erhöht die Wahrschein-
lichkeit, dass solche Politikansätze auf nationaler Ebene Gehör finden. 
Ein weiteres Element des Erfolgs der Umweltpolitikberatung der GTZ ist die Langfristigkeit 
der Zusammenarbeit mit einem Partnerland. Diese ermöglicht den Aufbau vertrauens-
würdiger, persönlicher Beziehungen, welche den Zugang zu den wichtigsten politischen 
Entscheidungsträgern erleichtert. Interviews mit GTZ-Mitarbeitern ergaben, dass die Ver-
trauensbasis insbesondere in asiatischen Länder ein Schlüssel dafür ist, Zugang und Gehör 
                                            
 
21 Die Gesellschaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) ist zum 01.01.2011 in der Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit (GIZ) aufgegangen, wobei diese die Arbeit der GTZ fortführt. 
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zu finden. Dies erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass Politiken erfolgreich transferiert wer-
den.  
Grundsätzlich wurde betont, dass die Arbeit der GTZ im Bereich der Politikberatung und 
des Capacity Buildings dann deutsche Kompetenzen einbringt, wenn es der Problemlösung 
im Zielland dient. Während eine bilaterale Zusammenarbeit es ermöglicht, zielgerichteter 
auf Umweltprobleme einzugehen, so bedingt dieser Weg, dass Zielländer die Kapazitäten 
für den Transfer bzw. die Entwicklung einer eigenen Politik besitzen. In Interviews mit 
Praktikern wurde darauf verwiesen, dass viele Länder mit geringen administrativen Kapazi-
täten Probleme haben, die verschiedenen Angebote der vielen verschiedenen Geberstaaten 
und -organisationen zu nutzen. Um die Kosten der Zusammenarbeit zu senken, haben Sie 
ein Interesse an einer möglichst starken Koordinierung zwischen den Gebern.22 Dies wiede-
rum bedeutet, dass die Erfolgschancen für den Transfer von bestimmten Umweltpolitiken 
in diese Ländern auch davon abhängen, inwieweit eine Koordinierung unter den internatio-
nalen Geberstaaten erreicht werden kann.  
Andere große Staaten (z. B. China und Indien) fragen sehr gezielt Beratungsleistungen bei 
den Staaten nach, deren Politiken in einem Bereich als besonders erfolgreich angesehen 
werden. In den Interviews wurden ebenso betont, dass je gezielter die Beratungsnachfrage 
ist, die Bedeutung von Fachwissen zur Ausgestaltung von Politiken wächst und dieses 
Fachwissen oft nicht durch die Kapazitäten der GTZ selbst abgedeckt werden kann. Statt-
dessen organisiert die GTZ den Austausch zwischen deutschen Fachbeamten (aus BMU, 
BMWi, BMF, Statistisches Bundesamt usw.) und den politischen Institutionen im Zielland. 
Das einschlägige Beispiel der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit in der Umweltpolitik 
wurde im vorangegangen Abschnitt diskutiert.  
 
4.3 Fokus auf Kapazitätsentwicklung 
Insbesondere im Rahmen der Umsetzung von Projekten, in denen regulativ anspruchsvolle, 
innovative Technologien zum Einsatz kommen, ist die Sicherung bestimmter technischer 
und regulativer Rahmenbedingungen vonnöten. Der damit verbundene Politiktransfer und 
die Verbesserung der umweltpolitischen Kapazitäten sind dabei aber (notwendige) Neben-
produkte des eigentlichen Technologietransfers. 
 
                                            
 
22 Dies bezieht sich im Hinblick auf die geringen Kapazitäten in der Verwaltung insbesondere auf die Vereinheit-
lichung von Anforderungen von Projekten. Ein Beispiel für einen Multi-Geber-Konsens sind die Anforderun-
gen im Rahmen des Strategic Environmental Assessments. 
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4.3.1 KfW – Capacity Building in der Sektorberatung 
Auch wenn Politiktransfer kein explizites Ziel der finanziellen Zusammenarbeit mit Ent-
wicklungsländern ist, so ist die Sicherung von notwendigen Rahmenbedingungen in einem 
Sektor eine Vorbedingung für die Realisierung von Entwicklungsprojekten. Dazu wurde be-
tont, dass die Projekteffektivität entscheidend reduziert wäre ohne eine politische Beglei-
tung durch Politikdialoge mit der jeweiligen Regierung. Im Rahmen des sektoralen Capacity 
Buildings wird dabei Wissen über entsprechende Regulierungen in Deutschland transferiert 
und so die Politikentwicklung beraten. Um die lokal vorhandenen Kapazitäten langfristig zu 
verbessern und unabhängig von einzelnen Projekten zur Politikentwicklung beizutragen, 
werden auch von der KfW finanzierte Fachkräfte im Rahmen der Sektorberatung an auslän-
dische Ministerien entliehen.23Dabei wird im Projektkontext entschieden, ob der Transfer 
deutscher Politiken/ Standards eine mögliche Option ist. Dies ist abhängig von den Kapazi-
täten des Partnerlandes, diese auch effektiv umzusetzen.  
Politiktransfer im Rahmen der Sektorberatung der KfW ist sowohl langfristig angelegt und 
erfolgt primär im Interesse der erfolgreichen Realisierung der finanzierten Entwicklungs-
projekte. Aufgrund der Regulierungsbedingtheit von Umwelttechnologien kommt dieser Art 
des Politiktransfer zur Gewährleistung von adäquaten Rahmenbedingungen in vielen um-
weltrelevanten Sektoren (z.B. Wasser- und Energieversorgung) eine bedeutende Rolle zu. 
4.3.2 German Water Partnership 
Die German Water Partnership (GWP) dient als Plattform für politische Institutionen, Un-
ternehmen, Wissenschaft und Forschung im Wasserbereich mit dem Ziel, sowohl die Wett-
bewerbsposition der deutschen Wasserwirtschaft als auch die weltweite Wasserversorgung 
zu verbessern. In ihrer Konstruktion als Public-Private Partnership unterscheidet sich ihre 
Organisation von den anderen Exportinitiativen der Bundesregierung. Die Arbeit der GWP 
wird von mehreren Bundesministerien unterstützt.24 Die GWP leistet Beiträge zur deutschen 
Hightech-Strategie, der ökologischen Industriepolitik, der Entwicklungspolitik des BMZ und 
der deutschen Außenwirtschaftsförderung.  
Die GWP verweist in ihrer Selbstdarstellung darauf, dass der anspruchsvolle regulative 
Rahmen in Deutschland eine wesentliche Quelle von Innovationen im deutschen Wassersek-
tor ist und dass der Transfer dieser Politiken ins Ausland – analog zu den Erneuerbaren 
Energien – bedeutende Vorteile für deutsche Unternehmen haben würde (German Water 
Partnership 2009: 35-41).  
                                            
 
23 In einem der Interviews wurde beispielsweise darauf verwiesen, dass im Rahmen der sektoralen Beratung im 
Energiebereich in Mazedonien ein Berater im Wirtschaftsministerium tätig ist und den Aufbau der regulati-
ven Kapazitäten unterstützt. 
24 Dazu zählen das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, das Auswärtige Amt, das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung, das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. 
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Politikberatung zum Aufbau von Rahmenbedingungen im Wassersektor findet in 28 Ländern 
der Entwicklungszusammenarbeit statt und wird dort von GTZ und KfW umgesetzt. Dabei 
werden, kurz- oder langfristig, Berater (Fachbeamte) zum Zweck des Capacity Buildings in 
der Wasserregulierung an die entsprechenden Institutionen der Partnerländer verliehen. 
Die Mitglieder der GWP fokussieren in ihrer Arbeit bisher vor allem auf Capacity Building 
Maßnahmen in der technischen Zusammenarbeit und Realisierung der Projekte. So finden 
Maßnahmen zur technischen Verbesserung von Wasserinfrastruktur oder der Verbesserung 
von Aus- und Weiterbildung in Wasserberufen durch deutsche Wasserunternehmen in Ziel-
ländern z.B. in Burkina Faso oder Rwanda statt.25 
 
4.4 Fokus auf Transfer und Anpassung von Politikinhalten / Politikeigenschaften 
In den in diesem letzten Abschnitt diskutierten Bereichen werden Ansätze verdeutlicht, In-
formationen über Umweltpolitiken im Rahmen der Exportförderung zu vermitteln bzw. 
über die Institutionalisierung von Dialogforen die Wahrnehmung der Inhalte deutscher Um-
weltpolitik im Ausland zu stärken. Diese grundlegenden Formen des Informations-
austausches sind eine Vorbedingung für Politiktransfer.  
4.4.1 Public Diplomacy der Botschaften vor Ort 
Die deutschen Botschaften erfüllen auch die Aufgabe, Umweltpolitik zu thematisieren und 
Informationen zur deutschen Umweltpolitik bereitzustellen. Die Initiative „Transatlanti-
sche Klimabrücke“ hat zum Ziel, durch Public Diplomacy deutsche und amerikanische Um-
weltpolitiker und Stakeholder zusammenzubringen, um Optionen für Kooperationen in der 
Klimapolitik zu diskutieren. Dazu finden im Rahmen der Initiative Bildungsreisen, Work-
shops, Summer Schools zur Klimapolitik in Deutschland und den USA für politische Ent-
scheidungsträger, Wissenschaftler und Unternehmensvertreter statt.26 
Public Diplomacy umfasst dabei aber keine fachliche Politikberatung. Vielmehr geht es da-
rum, deutsche Politik und die internationalen Aktivitäten deutscher Akteure im Ausland zu 
erläutern und diesen einen Rahmen zu geben. Interviewpartner betonten diese „Kohärenz-
kompetenz“ als eine zentrale Aufgabe des Auswärtigen Amtes: dieses gibt einen Überblick 
und erläutert Zusammenhänge dieser Aktivitäten, welche von der jeweiligen Botschaft vor 
Ort im Rahmen von Public Diplomacy kommuniziert werden. Gleichzeitig tragen Botschaf-
ten vor Ort auch zur Kohärenz deutscher Akteure bei. In einem Interview wurde hier auf 
das Beispiel der deutschen Botschaft in Ankara verwiesen. Hier gewährleistet ein halbjäh-





26 Siehe www.germany.info/Vertretung/usa/en/__events/TCB/__TCB__Events.html  
28 Klaus Jacob & Holger Bär 
 
rig tagender Lenkungsausschuss „Umweltkooperation“ die Kohärenz der Maßnahmen der In-
ternationalen Klimaschutzinitiative, der KfW, GTZ und InWEnt.27 
4.4.2 Exportinitiative Erneuerbare Energien 
Der Export des deutschen Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist ein klassisches Beispiel für in-
ternationalen Politiktransfer, der sowohl klimapolitisch relevant ist als auch mit einer Er-
höhung der internationalen Nachfrage nach entsprechenden Technologien und der Stärkung 
der deutschen Unternehmen in diesem Sektor verbunden war (OECD 2008: 47). Die Export-
initiative Erneuerbare Energien knüpft an diese Potentiale allerdings nur in geringem Maße 
an und arbeitet vor allem mit klassischen Instrumenten der Außenwirtschaftsförderung (Fi-
nanzierung, Risikoversicherungen, Messe- und Reiseprogramme). 
Ein Beispiel für die Nutzung von Politiktransfermaßnahmen ist das Projektentwicklungs-
programm Ostafrika, welches von der GTZ für die EEE umgesetzt wird(BMWi & GTZ 2010).28 
Die Entwicklung dieser Märkte wird gefördert durch die Bereitstellung von Marktinformati-
onen,29 gemeinsame Veranstaltungen für deutsche und afrikanische Unternehmen des Sek-
tors, Fortbildungsprogramme und Delegationsreisen für Unternehmer und öffentliche Ent-
scheidungsträger sowie die Politikberatung zu Rahmenbedingungen der Entwicklung des 
Sektors.30 Des Weiteren bietet die Deutsche Energie Agentur (dena) im Rahmen der EEE Bil-
dungsreisen (sogenannte „fact-finding missions“) für ausländische Entscheidungsträger aus 
Politik und Wirtschaft an. Im Rahmen derer werden die rechtlichen und politischen Rah-
menbedingungen der Förderung Erneuerbarer Energien in Deutschland vorgestellt mit dem 
Ziel, deutsche Politik zu transferieren (BMWi & dena 2010: 15f.). 
 
4.5 Fazit: Umweltpolitiktransfer in Deutschland 
Insbesondere im Bereich der Umwelt- und Entwicklungspolitik gibt es bestehende Ansätze, 
innerhalb derer Umweltpolitik transferiert wird. Darüber hinaus gibt es in weiteren Berei-
chen Ansätze, die aber nicht systematisch und in Koordination mit dem BMU genutzt wer-
den. Insbesondere in der Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern profitieren die deut-
schen Institutionen von dem guten Ruf der deutschen Umweltpolitik einerseits wie auch 
der Durchführungsorganisationen vor Ort andererseits.  




28 Homepage des Projektentwicklungsprogramms: www.gtz.de/de/themen/18340.htm Parallel zu dem Pro-
gramm Ostafrika (Uganda, Ruanda, Kenia, Äthiopien, Tansania) gibt es auch ein Programm zur Entwicklung 
erneuerbarer Energien im Senegal. 
29 Vgl. www.gtz.de/de/dokumente/gtz2009-en-regionalreport-eastafrica-introduction.pdf  
30 Eine Übersicht zu den Instrumenten und Veranstaltungen gibt www.gtz.de/de/themen/umwelt-
infrastruktur/energie/29612.htm  
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Im Rahmen der Außenwirtschaftsförderung wird das Instrument des Politiktransfers zur 
Förderung der internationalen Nachfrage nach innovativen Umwelttechnologien kaum be-
rücksichtigt. In diesem Bereich gibt es signifikante Potentiale, die bestehenden Initiativen 
um Komponenten zum Transfer von Politiken zu ergänzen, um die Nachfrage nach deut-
schen Umwelttechnologien zu stärken. Der Umweltpolitiktransfer kann aber insgesamt in 
einem weiteren Kontext einer Umweltaußenpolitik gesehen werden, zu der Kapitel 5 Opti-
onen ausbreitet.  
 
5 Optionen / Handlungsmöglichkeiten 
5.1 Umweltpolitiktransfer im Rahmen einer Umweltaußenpolitik 
Ein aktiver Transfer von Umweltpolitik kann nicht nur als ein Handlungsfeld der Export-
förderung entwickelt werden, sondern auch als ein Kernbestandteil einer Umweltaußen-
politik. Aus umweltpolitischer und wirtschaftspolitischer Sicht ist ein Umweltpolitiktransfer 
wünschenswert. Seitens der Industrie wird die Notwendigkeit eines „level playing fields“ 
zur Abwendung von möglichen Wettbewerbsnachteilen angemahnt, aber gleichfalls auch 
die Chance der Erweiterung der Märkte gesehen.  
Bei der Konzeption einer Umweltaußenpolitik kann auf zahlreiche schon vorhandene und 
gut entwickelte Handlungsfelder und Instrumente aufgebaut werden. Sowohl Transferme-
chanismen als auch Maßnahmen zur Entwicklung von Kapazitäten und das umweltpolitische 
Instrumentarium sind vorhanden.  
Deutschland ist in vielen umweltpolitischen Handlungsfeldern auf der internationalen Büh-
ne ein bedeutender Akteur, wenn nicht sogar ein Vorreiter. In der internationalen Klimapo-
litik ist die zentrale Rolle Deutschlands unbestritten, das vielfach beachtete deutsche En-
gagement im Rahmen von UNEP, die erfolgreiche Europäisierung von nationaler Umweltpo-
litik oder das Rollenvorbild in der Abfallpolitik oder der Förderung erneuerbarer Energien 
sind Beispiele für die Führungsrolle Deutschlands in der internationalen und bilateralen 
Umweltpolitik.  
Die Analysen der vorliegenden Studie zeigen, dass bei der Exportförderung im Bereich von 
Umwelttechnologien und umweltfreundlichen Technologien ein systematischer Umweltpo-
litiktransfer noch nicht als Handlungsfeld etabliert ist. In den letzten Jahren sind eine Rei-
he von Exportförderinitiativen entwickelt worden, die Informationen über hiesige Techno-
logien verbreiten, die Etablierung von Kontakten zwischen deutschen Anbietern und aus-
ländischen Kunden unterstützen und zum Teil auch den Export finanziell fördern bzw. Risi-
ken absichern. Diese Aktivitäten werden vom BMWi und dem BMU getragen. Relevant sind 
aber auch die entwicklungspolitischen Akteure (BMZ und die Agenturen) sowie das BMBF, 
das mit einer Internationalisierungsstrategie die Forschungs- und Innovationspolitik mit 
zahlreichen Ländern koordiniert.  
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Das BMU ist nicht nur im Rahmen von Exportförderinitiativen, den internationalen Umwelt-
vereinbarungen und der europäischen Entwicklung von Umweltrecht international aktiv 
geworden. Mit den Mitteln der Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI) werden nunmehr 
auch entwicklungspolitische Aktivitäten begonnen. Auch diese können als ein Ansatzpunkt 
für einen Umweltpolitiktransfer genutzt werden.  
 
5.2 Koordinationsbedarf einer Umweltaußenpolitik 
Die Potentiale für einen gezielten Umweltpolitiktransfer sind in Deutschland bisher nicht 
ausgeschöpft. Die Zuständigkeiten sind weit verteilt, damit sind jeweils unterschiedliche 
Interessen und Schwerpunkte verbunden. Wichtige Akteure sind in der Regierung das Aus-
wärtige Amt, das BMWi, das BMZ und die entwicklungspolitischen Agenturen, das BMBF und 
nicht zuletzt das BMU.  
Zugleich werden nahezu alle umweltpolitischen Problemfelder europäisch und zahlreiche 
Felder auch international ausgehandelt. Deutsche Umweltpolitik hat trotz des hohen Maßes 
an Europäisierung und Internationalisierung einen ausgezeichneten Ruf als eine anspruchs-
volle und wirksame Politik. Viele Instrumente, die hierzulande entwickelt wurden, werden 
weltweit nachgeahmt. Das BMU könnte dabei seine Expertise systematischer als bisher zur 
Verfügung stellen, zum Beispiel im Rahmen von entwicklungspolitischen Projekten. 
Eine systematische Koordination der Aktivitäten der verschiedenen Ressorts könnte ihre 
Wirksamkeit jeweils verbessern. Dies erscheint insbesondere hinsichtlich der umweltpoliti-
schen Schwerpunkte, der Technologiefelder sowie der Länder und Regionen sinnvoll. Eine 
Exportförderung kombiniert mit einem systematischen Umweltpolitiktransfer kann dabei 
ein zentraler Baustein einer Umweltaußenpolitik sein, die über die Vertretung deutscher 
umweltpolitischer Interessen in internationalen und europäischen Prozessen hinausgeht. 
Das gesamte außenpolitische Instrumentarium kann dabei genutzt werden.  
Eine solche Umweltaußenpolitik geht über die Sicherung der Kohärenz der verschiedenen 
Aktivitäten der zuständigen Ressorts hinaus. Sie leitet sich aus umweltpolitischen Zielen 
ab, die zwischen den beteiligten Akteuren ausgehandelt werden. Für die Erreichung dieser 
Ziele können und sollten die bisherigen Handlungsfelder und Instrumente genutzt werden, 
also Innovations- und Forschungspolitik, Entwicklungspolitik, Wirtschafts- und Handelspoli-
tik, Außenpolitik sowie Umweltpolitik. Die Ziele können jeweils für Regionen und einzelne 
Länder konkretisiert werden.  
Beispiele für Handlungsfelder wären Klima, Energie, Rohstoffe oder Wasser. Hier können 
jeweils umwelt- und technologiebezogene Ziele formuliert werden und für internationale 
Prozesse, Regionen oder Länder konkretisiert werden.  
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5.3 Umweltaußenpolitik als Netzwerkpolitik 
Das BMU sollte eine Umweltaußenpolitik entwickeln, in der die verschiedenen Ressourcen 
gebündelt werden und Handlungsfelder koordiniert werden. Eine Umweltaußenpolitik kann 
sinnvoll nur im Konzert mit den weiteren Ressorts entwickelt werden, die hier schon Kom-
petenzen und Aktivitäten entwickelt haben. Diese können wiederum von der Expertise des 
Umweltressorts und der hohen Legitimität von Umweltpolitik profitieren. Eine Zentralisie-
rung der Ressourcen oder eine Meta-Koordination durch das BMU erscheint keine realisti-
sche Option und würde auch den spezifischen Stärken der anderen Ressorts nicht gerecht 
werden.  
Stattdessen sollte eine Umweltaußenpolitik als eine Netzwerkpolitik entwickelt werden, 
bei der für Themenfelder und für Regionen und Länder spezifische Programme, Strategien 
und Maßnahmen geplant werden, die aufeinander abgestimmt sind, aber dennoch arbeits-
teilig die Potentiale der jeweiligen Akteure nutzt. 
Eine solche Netzwerkpolitik kann sowohl zu umweltpolitischen Handlungsfelder (und damit 
auch zu den entsprechenden internationalen Politikprozessen) vereinbart werden als auch 
zu bestimmten Regionen oder einzelnen Ländern. Die genannten Ressorts und Agenturen 
können dabei ihre jeweiligen Maßnahmen, Projekte und Aktivitäten darlegen.  
Im Hinblick auf die Exportförderung wäre eine umweltpolitische Strategie im Hinblick auf 
Normung und Standardsetzung interessant. Durch Normung können zusätzliche Nachfrage-
impulse gesetzt werden.  
 
5.4 Institutionalisierung einer Umweltaußenpolitik 
Für die Institutionalisierung einer Umweltaußenpolitik wären die folgenden Optionen denk-
bar. Zu beachten sind, dass sich die Optionen nicht wechselseitig ausschließen, sondern 
wechselseitig ergänzen können.  
1. Erarbeitung einer Strategie der Bundesregierung  
Im Rahmen einer ressortübergreifenden Strategie könnten die Grundzüge einer Umwelt-
außenpolitik entwickelt werden. Darin könnte skizziert werden, welchen Handlungsbedarf 
es dabei gibt, nicht zuletzt im Hinblick auf Exportchancen für Umwelttechnologien. Wei-
terhin könnten Ziele festgelegt werden, ggf. bereits für einzelne umweltpolitische Hand-
lungsfelder. Für diese Ziele und Handlungsfelder können Zuständigkeiten benannt werden. 
Im Rahmen von Berichten könnten die Fortschritte verfolgt werden und die Strategie ggf. 
angepasst werden.  
Dabei sollte das gesamte außen-, entwicklungs- und handelspolitische Instrumentarium 
eingeordnet und genutzt werden, beginnend von internationalen Vereinbarungen über Fi-
nanzierungsprojekte bis hin zu bilateralen Vereinbarungen und der Repräsentation in den 
Ländern.  
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Für die Umsetzung empfiehlt es sich, eine interministerielle Arbeitsgruppe zu gründen, in 
der sich die Ressorts über konkrete Aktivitäten wechselseitig informieren sowie die Konkre-
tisierung der Gesamtstrategie vorbereiten und begleiten.  
2. Internationalisierungsstrategie des BMU  
Das BMU könnte erwägen, seine internationalen Kompetenzen zu bündeln und eine eigene 
Internationalisierungsstrategie zu entwickeln. Ausgehend von den umweltpolitischen Hand-
lungsfeldern könnten auch hier jeweils der Handlungsbedarf, Ziele, damit verbundene 
Handlungsfelder und Instrumente dargelegt werden. Die internationalen, europäischen, bi-
lateralen und entwicklungspolitischen Aktivitäten könnten entsprechend auf diese Schwer-
punkte und Ziele ausgerichtet werden. Für die Umsetzung der Strategie könnte es sinnvoll 
sein, die dafür notwendigen Kapazitäten auf der Ebene einer eigenen Abteilung oder Un-
terabteilung zu bündeln.  
Insbesondere die Nutzung der Kompetenzen des BMU in der Entwicklungspolitik könnte ge-
stärkt werden. So könnten BMU-Mitarbeiter häufiger in Projekten der Entwicklungs-
zusammenarbeit als Berater, Experte oder Trainer eingebunden werden. Dies konfligiert 
mit der ohnehin außerordentlich knappen Personalausstattung des Hauses. Zu erwägen wä-
re daher, wie für zeitweilige Auslandsaufenthalte ein Mitteltransfer aus Projekten der Ent-
wicklungszusammenarbeit vereinbart werden könnte. Damit sollten Mitarbeiter freigestellt 
werden können, ohne dass das Budget des BMU belastet wird. Eine solche Aktivität könnte 
auch im Rahmen der Personalentwicklungsplanung des BMU mit Anreizen unterstützt wer-
den. So könnten Aufstiegsmöglichkeiten verbessert werden, wenn es eine Mitarbeit in o. g. 
Projekten gab.  
3. Beauftragung von Agenturen  
Zumindest für einzelne Aspekte einer Umweltaußenpolitik und insbesondere die Maßnah-
men zur Unterstützung eines Umweltpolitiktransfers und die damit verbundenen Koordina-
tionsaufgaben könnten auch Dienstleister in Anspruch genommen werden.  
In der Entwicklungszusammenarbeit verfügt die GTZ häufig über ausgezeichnete Verbin-
dungen in den Regierungsapparat der jeweiligen Partnerländer. Vielfach ist die GTZ bereits 
in der Umweltpolitikberatung aktiv. Diese Aktivitäten könnten weiter ausgebaut werden. 
Insbesondere auf der deutschen Seite könnten die Expertise und die Aktivitäten der ver-
schiedenen Ressorts und Akteure systematischer eingebunden werden. Die GTZ könnte 
auch auf der deutschen Seite diversifizieren und sich als ein Doppelhub entwickeln, der 
Partner auf der deutschen Seite mit den entsprechenden Akteuren in den Partnerländern 
zusammenbringt und diese Prozesse moderiert.  
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7 Anhang 
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Frau Dr. Kerstin Imbusch 
Herr Hein Winnubst 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 
Frau Astrid Harnisch 
Bundesverband der deutschen Industrie Herr Oliver Wieck 
Herr Dr. Kurt Christian Scheel 
Gesellschaft für technische Zusammenarbeit/ 
Stiftung Neue Verantwortung 
Herr Jan Peter Schemmel 
Gesellschaft für technische Zusammenarbeit Herr Dr. Detlev W. Schreiber 
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